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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Richtlinie des Ministeriums des Innern

Uber die Unterstitzung von Aufgabentrégern
der Abwasserentsorgung und der Trinkwasser-

versorgung bei der wirtschaftlichen Stabilisierung

und der Zusammenarbeit von Aufgabentragern

(Richtlinie Schuldenmanagementfonds - RLSchMF)

11

Vom 28. Februar 2011

Zuwendungszweck, Gegenstand der Férderung,
Zuwendungsempfanger, Allgemeine Zuwendungs-
voraussetzungen

Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

Das Land Brandenburg unterstiitzt Aufgabentrager
der Abwasserentsorgung und Trinkwasserversorgung
(im Folgenden Aufgabentrdger), die sich in einer
schwierigen wirtschaftlichen Situation befinden,
mittels eines vom Land beauftragten Beratungsteams
und finanzieller Zuwendungen nach Malgabe dieser
Richtlinie und der Verwaltungsvorschriften zu § 44
Absatz 1 der Landeshaushaltsordnung (LHO) - Zu-
wendungen an Gemeinden (GV-VVG ANBest-G).

Ziel der Unterstutzungsleistungen ist es zum einen,
mit kurzfristigen MaRnahmen die Arbeitsfahigkeit
der Aufgabentréager sicherzustellen. Zum anderen sol-
len die Ursachen der wirtschaftlichen Schwierigkei-
ten beseitigt und mittelfristig Strukturen geschaffen
werden, die die Aufgabentrdger in die Lage versetzen,
eigenverantwortlich, effizient und mit vertretbaren
Belastungen fir die Einwohner, die Aufgabe der Ab-
wasserentsorgung wahrzunehmen.

Der Geschaftsbereich der Trinkwasserversorgung
wird in den Sanierungsprozess einbezogen, wenn oh-
ne diese Einbeziehung eine Erfolg versprechende Sta-
bilisierung des Aufgabentragers nicht moglich ist.

Die Landesregierung sieht in der Schaffung leistungs-
fahiger und betriebswirtschaftlich sinnvoller Struktu-
ren ein wichtiges Instrument zur Uberwindung und
Vermeidung von wirtschaftlich schwierigen Situatio-
nen bei Aufgabentragern und fordert deshalb ver-
starkt Kooperationen und Fusionen.

Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewahrung von
Zuwendungen besteht nicht. Uber die Antrdge ent-
scheidet die Bewilligungsbehdrde auf Grund ihres
pflichtgeméaRen Ermessens im Rahmen der verfiigba-
ren Haushaltsmittel.

1.2

1.3

14

Gegenstand der Forderung

Folgende Zuwendungen kénnen im Rahmen der Pro-
jektforderung nach 8§ 44 Absatz 1 LHO gewahrt wer-
den:

a) Zuwendungen flir Datenbeschaffung

b) Zuwendungen zur Aufrechterhaltung der Zah-
lungsfahigkeit

¢) Zuwendungen zur Unterstltzung der nachhalti-
gen wirtschaftlichen Stabilisierung

d) Zuwendungen zur Fdrderung von Kooperationen
und Fusionen

e) Zuwendungen flr QualifizierungsmaRnahmen

Zuwendungsempfanger

Zuwendungsempfanger kénnen Aufgabentréger der
Abwasserentsorgung und der Trinkwasserversorgung
sein, bei denen zum Zeitpunkt der Antragstellung we-
nigstens einer der folgenden Tatbestadnde erfullt ist:

a) die Valuta der Investitionskredite tibersteigt den
Buchwert des Anlagevermdgens

b) die spezifische Verschuldung Uberschreitet den
Wert von 869 Euro je zentral angeschlossenen
Einwohnerwert (EW) (obere Grenze)

c) das spezifische Anlagevermogen uberschreitet
den Wert von 3 067 Euro je zentral angeschlosse-
nen Einwohnerwert

d) die Belastungen je zentral angeschlossenen Ein-
wohnerwert liegen jéhrlich Uber 236 Euro/EW im
Abwasserbereich und/oder 99 Euro/EW im Trink-
wasserbereich

e) die Jahresergebnisse der letzten beiden Jahre vor
Antragstellung sind negativ

Hiervon ausgenommen sind Zuwendungen fir die
Vorbereitung und Durchfiihrung von Zusammen-
schliissen mit leistungsstarken Aufgabentréagern nach
Nummer 2.4.

Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen

Das zustandige Beschlussorgan des Aufgabentrégers
muss vor Gewahrung einer Zuwendung einer Unter-
suchung durch ein vom Land beauftragtes Beratungs-
team zugestimmt haben.

Die Tradgerkommunen der Zweckverbé&nde sind durch
Festsetzung und unverziigliche Erhebung von Umla-
gen in angemessenem Umfang an der Finanzierung
der Sanierungsaufwendungen (Fordertatbestande ge-
maRk den Nummern 2.1, 2.2, 2.3 und 2.5) zu beteili-
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gen. Die Hohe der finanziellen Beteiligung wird ge-
mal Anlage 1 dieser Richtlinie ermittelt. Das Ergeb-
nis der nach Anlage 1 ermittelten finanziellen Belast-
barkeit der Tragerkommunen ist durch die zustandige
Kommunalaufsicht zu ermitteln und der Bewilli-
gungsbehdrde grundsatzlich vor Zuwendungsertei-
lung mitzuteilen und ist bei Art und Hohe der zu ge-
wahrenden Zuwendung zu beriucksichtigen.

Die Zuwendungen konnen als nicht oder bedingt
riickzahlbare Zuwendung gewahrt werden. Die be-
dingt riickzahlbaren Zuwendungen stehen unter dem
Vorbehalt der Prifung der finanziellen Belastbarkeit
der Trégerkommunen eines Zweckverbandes nach
Bewilligung der Zuwendung.

Fordertatbestande und Anforderungen
Zuwendung zur Datenbeschaffung

Fur die Beschaffung von Grundlagendaten kann der
Aufgabentrager eine Zuwendung erhalten.

Zuwendungen zur Aufrechterhaltung der Zahlungs-
fahigkeit (Kapitaldienst)

Besondere Zuwendungsvoraussetzungen

Aufgabentrager, die - auch bei Berlicksichtigung aller
gesetzlich gebotenen Mdglichkeiten - nicht in der La-
ge sind, den Kapitaldienst aus Kommunalkrediten
gegeniiber Kreditinstituten zu bedienen, kdnnen Zu-
wendungen zur Aufrechterhaltung der Zahlungsfahig-
keit erhalten.

Der Antrag stellende Aufgabentrager hat eine Liqui-
ditatsplanung fir die auf die Antragstellung folgenden
zwOIf Monate einzureichen. Diese Liquiditats-
planung ist mindestens vierteljahrlich gegentber der
Bewilligungsbehdrde zu aktualisieren.

Hohe der Zuwendung, Abrechnung der Leistungen,
Fristen

Die Zuwendung wird auf der Grundlage der jahr-
lichen Liquiditatsplanung zur Aufrechterhaltung der
Zahlungsfahigkeit der Aufgabentrager jeweils fiir die
Dauer eines Jahres bewilligt.

Ausgezahlt wird die Zuwendung zu den feststehenden
Schuldendienstterminen auf Grund der aktuellen Li-
quiditatsplanung fir das kommende Quartal in H6he
des Kapitaldienstes, der vom Aufgabentréager in die-
sem Zeitraum nicht bedient werden kann.

Zuwendungen fir die Durchfiihrung von Manahmen
zur nachhaltigen wirtschaftlichen Stabilisierung

Zuwendungen zur Umsetzung der Zeit- und Mal3nah-
mepléne

232

2321

Zuwendungen kodnnen inshesondere fiir folgende
Mafnahmen gewéhrt werden:

a) die Erstellung von Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen, die der nachhaltigen wirtschaftlichen
Stabilisierung dienen sollen

b) dieVerbesserung einer kaufmannischen Buchhal-
tung einschlieRlich der Fortschreibung einer ord-
nungsgemalien Geblhren- und Beitragsverwaltung

¢) die Uberpriifung von Gebiihren- und Beitrags-
kalkulationen

d) die Uberpriifung von Vertrags- und Satzungswerk

e) die Finanzierung von MalRnahmen zur Senkung
der Betriebskosten

f) die Ersetzung des finanziellen Eigenanteils des
Aufgabentrégers flr notwendige Investitionen

\Voraussetzung fir eine Zuwendung ist ein Beschluss
des zustadndigen Beschlussorgans des Aufgaben-
tragers tber die Durchfiihrung des Zeit- und Mal3nah-
meplans. Die Zuwendung wird entsprechend den tat-
séchlichen Aufwendungen gewahrt.

Zuwendungen zur nachhaltigen wirtschaftlichen Sta-
bilisierung des Aufgabentragers

Besondere Zuwendungsvoraussetzungen und -ziele

Der Aufgabentrager muss durch das zustidndige Be-
schlussorgan einen vereinbarten Zeit- und MaBnah-
meplan beschlossen haben und diesen entsprechend
umsetzen.

Das Beratungsteam muss festgestellt haben, dass der
Aufgabentréger den Ausgleich des negativen Jahres-
ergebnisses und/oder eines jahrlichen Liquiditatsfehl-
betrages - trotz Durchfiihrung aller gebotenen MaR-
nahmen - nicht oder nicht vollumfénglich durch eige-
ne Mafnahmen in den Bereichen des Ertrages und des
Betriebsaufwandes erreichen kann. Ziel der Zuwen-
dung an den Aufgabentrager ist es, ihn in die Lage zu
versetzen, im Betrachtungszeitraum eine positive Li-
quiditat zu erzielen und spétestens am Ende des Be-
trachtungszeitraumes ausgeglichene Jahresergebnisse
zu erzielen. Der Betrachtungszeitraum erstreckt sich
ab dem Zeitpunkt der Untersuchung durch ein Bera-
tungsteam auf die Dauer von fiinf Jahren.

Im Bereich des Ertrages kdnnen insbesondere folgen-
de MalRnahmen des Aufgabentrégers in Betracht kom-
men:

a) Erheben der nach dem Kommunalabgabengesetz
zuldssigen Entgelte oder Entgelte in Hohe von
mindestens 236 Euro je zentral angeschlossenen
Einwohnerwert und Jahr im Abwasserbereich und
99 Euro je zentral angeschlossenen Einwohner-
wert und Jahr im Trinkwasserbereich (Berech-
nung geman Anlage 2)

b) Erheben von kostendeckenden Gebiihren bei der
mobilen Entsorgung
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¢) \eréduBerung von nicht betriebsnotwendigem Ver-
mdogen

d) Auflésung von Ricklagen, soweit rechtlich zulés-
sig

e) Erhohen des Anschlussgrades und Uberpriifung
der bestehenden Entsorgungssituation

Im Bereich des Betriebsaufwandes kénnen insbeson-
dere folgende Malnahmen in Betracht kommen:

a) Senkungder Ausgaben fir Betriebsfihrerentgelte
und Betreiberentgelte

b) Senkung von Personalkosten

¢) Senkung von Material- und Energiekosten

d) Senkung von Wartungskosten und sonstigen
Dienstleistungsentgelten

Hohe der Zuwendung, Abrechnung der Leistung,
Fristen

Die Ermittlung der Zuwendungshéhe zur nachhalti-
gen wirtschaftlichen Stabilisierung erfolgt unter Be-
riicksichtigung der nach den Nummern 2.1, 2.2 und
2.3.1 bereits gewahrten Zuwendungen.

Zuwendungen fur die Vorbereitung und Durchflih-
rung von Zusammenschliissen von Aufgabentrégern

Zuwendungsempfanger

Abweichend von Nummer 1.3.1 kann jeder Aufga-
bentrager Zuwendungsempféanger sein, soweit er ei-
nen Antrag gestellt hat und einen Kooperationsvertrag
abschliel3t oder einen Zusammenschluss vollzieht. Im
Fall eines Beitritts oder einer Eingliederung kann der
aufnehmende Aufgabentrager Zuwendungsempfan-
ger sein.

Zuwendungen zur Durchfiihrung von Kooperationen
Zuwendungsvoraussetzungen

Zwischen den beteiligten Aufgabentrdgern muss ein
Kooperationsvertrag abgeschlossen worden sein. In-
halt dieses Vertrages muss die Zusammenarbeit in ei-
nem oder mehreren Kooperationsbereichen sein. Dem
Kooperationsvertrag ist eine Stellungnahme der zu-
standigen Kommunalaufsicht beizufligen.

Die Kooperationsbereiche kénnen sich auf den kauf-
mannischen, den technischen und den verwaltungs-
organisatorischen Bereich erstrecken. Inshbesondere
der Verwaltungsaufwand fiir folgende Kooperations-
bereiche ist forderungswiirdig:

Kaufmannische Kooperationen

a) Aufbau und Betrieb einer gemeinsamen Forde-
rungsvollstreckung

b) Zusammenschliisse zu Einkaufsgemeinschaften

¢) Zusammenschlisse zu Einleitergemeinschaften

24212

24213

2422

243

2431

d) Zusammenschlisse zu Auftragsgemeinschaften
fur Beratungsvertrage oder flr sonstige Dienst-
leistungsvertrage

Technische Kooperationen

a) Erstellen von aufgabentrageriibergreifenden Ab-
wasserbeseitigungskonzepten

b) Planung, Bau und Unterhaltung von gemeinsa-
men technischen Einrichtungen und Anlagen

¢) Entwicklung und Anwendung von innovativen
Technologien im Abwasserentsorgungsbereich

d) Zusammenfiihrung von bisher getrennten techni-
schen Einrichtungen und Anlagen, soweit dies
technisch und wirtschaftlich sinnvoll ist

e) gemeinsame Wartung von technischen Einrich-
tungen und Anlagen

f) Aufbau eines gemeinsamen Kontrollsystems fiir
technische Einrichtungen und Anlagen

Verwaltungsorganisatorische Kooperationen

a) Aufbau von gemeinsamen Birgerserviceeinrich-
tungen einschlieRlich einer gemeinsamen Offent-
lichkeitsarbeit

b) Aufbau einer gemeinschaftlichen Personalverwal-
tung

¢) Einrichtung von Jobsharing-Arbeitsplatzen

Art und Hohe der Zuwendung, Abrechnung der Leis-
tung, Fristen

Die Zuwendung wird als nicht riickzahlbare Zuwen-
dung gewahrt.

Die Zuwendung zu den Nummern 2.4.2.1.1 bis
2.4.2.1.3 wird einmalig in Hohe der nachgewiesenen
Verwaltungskosten fur Planung und Einrichtung
der Kooperation bis zu einem Hdochstbetrag von
52 000 Euro gezahlt. Investitionskosten werden nicht
gefordert.

Fir jede Vertragsgemeinschaft wird unabhéngig von
der Reichweite der Kooperation die Zuwendung nur
einmal bewilligt. Sofern nicht anders nachgewiesen,
erfolgt die Zuwendung zu gleichen Teilen an die Ver-
tragspartner.

Zuwendungen fur die Unterstiitzung bei der Ge-
schaftsfiihrung durch einen Aufgabentrager

Zuwendungsvoraussetzungen

Zwischen den beteiligten Aufgabentrdgern muss ein
Kooperationsvertrag abgeschlossen worden sein, der
insbesondere Lésungswege flr die Problemfelder der
Geschéftsfuhrung des zu unterstiutzenden Aufgaben-
tragers beinhaltet. Der unterstiitzende Aufgabentrager
stellt dabei seine vorhandenen technischen, wirt-
schaftlichen, organisatorischen oder juristischen
Kenntnisse zur Verflgung. Er Ubt eine beratende
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Funktion aus, hat aber keine Geschéftsfihrungsbe-
fugnisse bei dem zu unterstiitzenden Aufgabentréger.

Art und Hohe der Zuwendung, Abrechnung der Leis-
tungen, Fristen

Dem unterstiitzenden Aufgabentréger werden im ers-
ten Jahr die aus der Tatigkeit nach Nummer 2.4.3.1
entstehenden Kosten bis zu 16 000 Euro als nicht
riickzahlbare Zuwendung gewéhrt.

Die entstehenden Kosten sind vierteljahrlich gegen-
Uber dem unterstiitzten Aufgabentréger abzurechnen
und mit einem bestéatigten Prufvermerk vom unter-
stlitzenden Aufgabentrdger zu versehen und an die
Bewilligungsbehorde weiterzuleiten. Die Abrech-
nung ist in qualifizierter Form zu erstellen.

Zuwendung fiir die Ubertragung der Betriebsfiihrung
Zuwendungsvoraussetzungen

Zwischen den Aufgabentrdgern muss ein Vertrag ab-
geschlossen worden sein, aus dem hervorgeht, dass
der unterstiitzende Aufgabentrager die Betriebs-
fuhrung insgesamt oder nur auf einem Teilgebiet
tibernommen hat.

Art und Hohe der Zuwendung, Abrechnung der Leis-
tungen, Fristen

Die Zuwendung wird als nicht riickzahlbare Zuwen-
dung gewabhrt.

Im Fall einer vollstandigen Ubertragung der Betriebs-
flihrung auf einen unterstiitzenden Aufgabentréger
werden diesem einmalig 11 Euro fur jeden im Ein-
zugsbereich des (bertragenden Aufgabentragers
gemeldeten Einwohner, maximal jedoch 52 000 Euro
gezahlt. MaRgeblich ist die vom Amt fiir Statistik
Berlin-Brandenburg veréffentlichte Einwohnerzahl
zum 31. Dezember des Vorjahres. Sofern nur die kauf-
mannische oder nur die technische Betriebsfiihrung
Ubertragen wird, halbieren sich die vorgenannten
Betrége.

Zuwendungen flr die Vorbereitung von Zusammen-
schliissen (Eingliederung, Beitritt, Neubildung - Fu-
sionsgutachten)

Sofern fur die Bewertung der wirtschaftlichen Vor-
teilhaftigkeit von Eingliederungen, Beitritten oder
Neubildungen Gutachten notwendig werden, kénnen
hierfir Zuwendungen gewahrt werden.

Die Zuwendung wird als bedingt riickzahlbare Zu-
wendung finanziert.

Die Zuwendung ist dann riickzahlbar, wenn der Zu-
wendungsempféanger gutachterliche Handlungsemp-

246

24.6.1
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2.5
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2.5.2

fehlungen, die wirtschaftliches Stabilisierungspoten-
zial fur den Aufgabentréger erschlossen hétten, nicht
umsetzt.

Zuwendungen fiir die Durchfiihrung von Zusammen-
schlissen (Eingliederung, Beitritt, Neubildung)

Zuwendungsvoraussetzungen

Die Aufgabentrdger haben eine Genehmigung der
Satzungsanderungen der Eingliederung, des Beitritts
beziehungsweise der Neubildung durch die Kommu-
nalaufsicht nachzuweisen.

Art und Hohe der Zuwendung, Abrechnung der Leis-
tungen

Der aufnehmende oder der neu gebildete Aufgaben-
trager erhalt eine nicht riickzahlbare Zuwendung in
Form einer Pauschale:

Fir den Fall der Eingliederung oder des Beitritts wer-
den einmalig 20 Euro fiir jeden im Einzugsbereich der
fusionierenden Aufgabentréger gemeldeten Einwoh-
ner, maximal jedoch 100 000 Euro an den aufnehmen-
den oder den neu gebildeten Aufgabentrager gezahit.
MafRgeblich ist die vom Amt fiir Statistik Berlin-Bran-
denburg verdffentlichte Einwohnerzahl zum 31. De-
zember des Vorjahres.

Bei Zusammenschliissen von mehr als zwei Aufga-
bentrdgern erhoht sich der Zuwendungsbetrag pro
weiteren Aufgabentrdger pauschal um 50 000 Euro.

Bewilligte Zuwendungen zur nachhaltigen wirt-
schaftlichen Stabilisierung nach den Nummern 2.3.1
und 2.3.2 bleiben erhalten.

Zuwendungen fur Qualifizierungsmallnahmen
Zuwendungsvoraussetzungen

Fur die Teilnahme von Verbandsvorsteherinnen/\er-
bandsvorstehern, stellvertretenden Verbandsvorstehe-
rinnen/Verbandsvorstehern, Geschaftsfiihrerinnen/Ge-
schaftsfiihrern sowie leitenden Mitarbeiterinnen/Mit-
arbeitern an Fortbildungsveranstaltungen, die im Zu-
sammenhang mit der wirtschaftlichen Stabilisierung
eines Aufgabentrégers stehen, kdnnen Zuwendungen
gewéhrt werden.

Art und Hohe, Abrechnung der Leistung, Fristen

Die Zuwendung wird als nicht riickzahlbare Zuwen-
dung gewahrt.

Die in den Verwaltungsvorschriften fir Zuwendungen
an Gemeinden (GV-VVG Nummer 1 zu § 44 LHO -
ANBest-G) enthaltende Bagatellgrenze (2 500 Euro)
findet hierfur keine Anwendung.
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Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Es gelten die Allgemeinen Nebenbestimmungen fur
Zuwendungen zur Projektforderung an Gemeinden
(GV-VVG Nummer 5.1 zu § 44 LHO - ANBest-G) in
ihrer jeweils geltenden Fassung. Der Zuwendungs-
bescheid kann mit weiteren Nebenbestimmungen ver-
sehen werden.

Verfahren
Antragsverfahren

Antrége auf Leistungen nach dieser Richtlinie sind
formlos tber die jeweils zustdndige Kommunalaufsicht
an die Bewilligungsbehdrde, die InvestitionsBank des
Landes Brandenburg (ILB), Landwirtschaft und Um-
welt, SteinstralRe 104 - 106, 14480 Potsdam, zu richten.

Bestandteil des Antrages ist die Stellungnahme der
zustdndigen Kommunalaufsicht tber die finanzielle
Belastbarkeit jeder Tragerkommune.

Die Stellungnahme der Kommunalaufsicht ist bis
zum 31.12. des jeweiligen Haushaltsjahres giiltig.

Bewilligungsverfahren

Bewilligungsbehdrde ist die InvestitionsBank des
Landes Brandenburg. Das Ministerium des Innern hat
ein Weisungsrecht gegentiber der InvestitionsBank.

Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

Die Auszahlung der Mittel erfolgt durch die Bewilli-
gungsbehorde. Bei mehrjéhrigen Zuwendungen wird
die jahrliche Forderh6he von der Bewilligungshehor-
de daraufhin Uberprift, ob die Zahlungsvoraussetzun-
gen noch vorliegen.

Verwendungsnachweisverfahren

Der Zuwendungsempféanger legt der Bewilligungs-
behdrde den Verwendungsnachweis nach den Bestim-
mungen der Anlage zu GV-VVG Nummer 5.1 zu
§ 44 LHO - ANBest-G vor, soweit im Bewilligungs-
bescheid keine gesonderten Regelungen getroffen
worden sind.

Controlling/Benchmarking
Controlling

Waéhrend der Betreuung im Rahmen des Schulden-
managementfonds und Uber einen Zeitraum von funf
Jahren nach Gewdhrung der endgultigen Sanierungs-
zuwendung hat der Zuwendungsempfénger der Be-
willigungsbehdérde jahrlich unaufgefordert jeweils
zum 30. Juni einen Nachweis Uber folgende Kennzif-
fern vorzulegen:

452
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111

1.1.2

a) \erschuldungsgrad je Einwohnerwert: (Restvalu-
ta Darlehen/EW zentral angeschlossen) x Jahr

b) Schuldendienstdeckungsgrad: ([kalkulatorische
Abschreibungen geméR KAG + kalkulatorische
Zinsen gemal KAG]/[Sollzinsen + Tilgung]) x 100

¢) Liquiditat 2. Grades: ([flussige Mittel + kurzfris-
tige Forderungen]/[kurzfristige Verbindlichkei-
ten]) x 100

d) Anlagevermdgensquote: (Anlagevermdgen zu AHK/
zentral angeschlossene Einwohnerwerte) x 100

e) Umsatzentwicklung: (absolute Zunahme o. Ab-
nahme Umsatz/Umsatzhohe) x 100

f) spezifische Betriebskosten: (Summe Betriebs-
kosten/Einwohnerwerte)

g) Einwohnerwert- und Einwohnerentwicklung:
(EW und E aktuelles Jahr/EW und E 2010)

h) Entgeltbelastung gemal Anlage 2 der Richtlinie

Benchmarking

Der geforderte Aufgabentréger hat tber einen Zeit-
raum von funf Jahren, beginnend ab Bewilligung der
Zuwendungen, an einem landesweit durchgefiihrten
Benchmarkingprojekt teilzunehmen. Jeder gefrderte
Aufgabentréger hat der InvestionsBank des Landes
Brandenburg jéhrlich bis zum 30. Juni unaufgefordert
Bericht zu erstatten.

Geltungsdauer

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2011
in Kraft und ist bis zum 31. Dezember 2012 befristet.

Anlage 1
(zu Nummer 1.4)

Die finanzielle Belastbarkeit der Gemeinde ist dann
nicht gegeben, wenn die folgenden Voraussetzungen im
Jahr der Bewilligung kumulativ erfullt sind:

Bei Gemeinden, die ihre Haushaltswirtschaft gemaf
§ 63 Absatz 3 der Kommunalverfassung des Landes
Brandenburg (BbgKVerf) nach den Grundsatzen der
doppelten Buchfiihrung flihren:

Das Ergebnis aus ordentlichen Ertrdgen und ordent-
lichen Aufwendungen kann unter Berlcksichtigung von
Fehlbetragen aus Vorjahren weder originar noch nach
Hinzuziehung von Ersatzdeckungsmitteln (Uberschiisse
des auRerordentlichen Ergebnisses und Verwendung von
Rucklagemitteln) ausgeglichen werden.

Dartiber hinaus reicht das in der Gemeinde verfugbare
Konsolidierungspotenzial unter Hinzuziehung der Ein-
zelmalRnahmen im Haushaltssicherungskonzept nicht
aus, um innerhalb des mittelfristigen Ergebnis- und
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Finanzplanungszeitraums einen Haushaltsausgleich ge-
manR § 63 Absatz 4 BbgKVerf zu erreichen.

Bei Gemeinden, die gemdlR Artikel 4 Absatz 3 des
Kommunalrechtsreformgesetzes ihre Haushaltswirt-
schaft nach den Grundsatzen des kameralen Haushalts-,
Kassen- und Rechnungswesens fuhren:

1.2.1 Der Verwaltungshaushalt kann unter Beriicksichtigung

von Fehlbetrégen aus Vorjahren nicht ausgeglichen wer-
den.

1.2.2  Dariiber hinaus reicht das in der Gemeinde verflighare

Konsolidierungspotenzial unter Hinzuziehung der Ein-
zelmalRnahmen im Haushaltssicherungskonzept nicht
aus, um innerhalb des mittelfristigen Finanzplanungs-
zeitraums einen Haushaltsausgleich geméaR § 74 Absatz 4
der Gemeindeordnung zu erreichen.

Die Prifung der finanziellen Belastbarkeit unter Ein-
beziehung des verfligharen Konsolidierungspotenzials
jeder Tragergemeinde ist von der zustdndigen Kommunal-
aufsicht durchzufiihren und das Ergebnis ist dem Antrag
an die Bewilligungsbehérde in Form einer Stellung-
nahme beizufligen. Die Richtigkeit der Angaben ist hierin
ausdriicklich zu bestatigen.

Anlage 2
(zu den Nummern 2.3.2.1 und 4.5.1 Buchstabe h)

Erhebung der Entgelte entsprechend den Einwohnerwerten (EW)

1.

Beitrage:

Summe der bisher erhobenen Beitrage =. . . .. Euro
(ohne Kostenersatz fiir Haus- und
Grundstiicksanschliisse)

angeschlossene EW = ....................
BeitragproEW = .............. ... . ..., Euro/EW
Jéhrliche Belastung aus dem Beitrag ... ... .. Euro/EW/a
= Beitrag pro EW x 0,08059 =

(j&hrliche Belastung pro EW)

Gebuhren:

Summe der erhobenen Gebthren=.........
(bezogen auf das Vorjahr)

angeschlosseneEW = ....................

GeblhrproEW= ....................... Euro/EW/a

3. Gesamtbelastung:

BeitragproEW = ... ... ... ... ..., Euro/EW/a

GeblhrproEW= ... .................... Euro/EW/a

SummeproEW= ...l Euro
Termine der

hauptamtlichen (Ober-)Burgermeisterwahlen 2011

Erlass des Ministeriums des Innern
Vom 14. Marz 2011

Wahltermine

1.1 Nach § 74 Absatz 1 Satz 2 des Brandenburgischen

Kommunalwahlgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 30. Juli 2009 (GVBI. | S. 326) soll die
Neuwahl des Oberbiirgermeisters oder hauptamtlichen
Burgermeisters innerhalb der letzten vier Monate der
Amtszeit des Amtsinhabers erfolgen.

1.2 Im Interesse einer hohen offentlichen Resonanz der

(Ober-)Burgermeisterwahlen und einer regen Wahlbetei-
ligung soll ein weitgehendes Auseinanderlaufen der
Wahltermine vermieden werden. Deshalb werden auf
der Grundlage des § 64 Absatz 2 des Brandenburgischen
Kommunalwahlgesetzes folgende einheitliche Wahl-
termine bestimmt:

1.2.1 In der kreisfreien Stadt Brandenburg an der Havel

werden aufgrund des § 64 Absatz 2 des Brandenburgi-
schen Kommunalwahlgesetzes folgende Wahltermine
festgesetzt:

Tag der Hauptwahl:
Sonntag, der 11. September 2011

Tag der etwa notwendig werdenden Stichwahl:
Sonntag, der 25. September 2011

1.2.2 In den amtsfreien Gemeinden, in denen die laufende

Amtszeit des hauptamtlichen Birgermeisters in der
Zeit vom 1. Oktober 2011 bis zum 10. Januar 2012
endet, werden auf der Grundlage des § 64 Absatz 2 des
Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes folgende
Wahltermine vorgegeben:

Tag der Hauptwahl:
Sonntag, der 11. September 2011

Tag der etwa notwendig werdenden Stichwahl:
Sonntag, der 25. September 2011

1.2.3 Nummer 1.2.2 gilt nicht fir die Gemeinden, fir die

Grundsatzbeschliisse der Vertretungen der betroffenen
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Gemeinden fir die Eingliederung der Gemeinde in eine
benachbarte amtsfreie Gemeinde, fir die Bildung einer
neuen amtsfreien Gemeinde oder flir den Beitritt zu ei-
nem benachbarten Amt vorliegen und in denen sich die
Birgerinnen und Birger der betreffenden Gemeinde
durch Birgeranh6érung oder Biirgerentscheid fiir die
Gebietsanderung oder fiir den Beitritt zu dem Amt ent-
schieden haben.

Die Festsetzung des fur die jeweilige amtsfreie Gemein-
de maRgeblichen Hauptwahl- und Stichwahltermins ob-
liegt dem jeweils zustandigen Landrat als allgemeiner
unterer Landesbehdrde. Die Festsetzung sollte alsbald
nach Inkrafttreten dieses Erlasses erfolgen.

Die Landréte werden gebeten, dem

Ministerium des Innern
Referat 11/3

Postfach 60 11 65

14411 Potsdam

die in ihrem Landkreis festgesetzten Haupt- und Stich-
wahltermine gemeindebezogen zur Kenntnis zu geben.

Wahlzeit

Die Wahlzeit am Tag der Hauptwahl und dem Tag der
etwa notwendig werdenden Stichwahl dauert jeweils
einheitlich von 8 bis 18 Uhr.

Wahlbekanntmachung

GemaR § 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommu-
nalwahlgesetzes hat der Gemeindewahlleiter spatestens
am 60. Tag vor der Hauptwahl den Tag der Hauptwahl
und den Tag der etwa erforderlichen Stichwahl sowie die
Wahlzeit 6ffentlich bekannt zu machen.

Schlussbestimmungen

Die Landréte werden gebeten, dem Kreiswahlleiter, den
im betreffenden Landkreis gelegenen amtsfreien Ge-
meinden sowie den Wahlleitern dieser Gemeinden die-
sen Erlass zur Kenntnis zu geben.

Dieser Erlass tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft
und am 1. Juli 2019 auBer Kraft.

Sechste Satzung zur Anderung der Verbandssatzung
des Abfallentsorgungsverbandes ,,Schwarze Elster*

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
AZ: 111/1-347-21
Vom 24. Marz 2011

Dem Ministerium des Innern wurde gemaR § 20 Absatz 4 des
Gesetzes Uiber kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Bran-
denburg in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Mai 1999
(GVBI. | S. 194), zuletzt ge&ndert durch Artikel 8 des Gesetzes
vom 23. September 2008 (GVBI. | S. 202) die Sechste Satzung
zur Anderung der Verbandssatzung des Abfallentsorgungsver-
bandes ,,Schwarze Elster”, die von der Verbandsversammlung
am 2. Marz 2011 beschlossen wurde, angezeigt.

1.
Die Anderungssatzung hat folgenden Wortlaut:

Sechste Satzung zur Anderung der Verbandssatzung des
Abfallentsorgungsverbandes ,,Schwarze Elster*

Auf der Grundlage der §§ 15 und 20 des Gesetzes liber kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Mai 1999 (GVBI. |
S. 194), zuletzt gedndert durch Artikel 8 des Gesetzes vom
23. September 2008 (GVBI. | S. 202), hat die Verbandsver-
sammlung des Abfallentsorgungsverbandes ,,Schwarze Elster*
in ihrer Sitzung am 2. Mérz 2011 die folgende Sechste Satzung
zur Anderung der Verbandssatzung des Abfallentsorgungsver-
bandes ,,Schwarze Elster” beschlossen:

Artikel 1

Die Verbandssatzung des Abfallentsorgungsverbandes ,,Schwar-
ze Elster” vom 5. April 2000 (ABI./AAnNz. S. 1002), zuletzt ge-
andert durch die Fiinfte Satzung zur Anderung der Verbands-
satzung des Abfallentsorgungsverbandes ,,Schwarze Elster
vom 22. Oktober 2008 (ABI. S. 2660), wird wie folgt gedndert:

1. 86 Absatz 2 Buchstabe g wird wie folgt gefasst:

,»0) die Entscheidung ber alle vermdgensrechtlichen
Rechtsgeschafte mit einem Wert ab 250.000 Euro;*

2. §13 Absatz 3 Buchstabe b wird wie folgt gefasst:
D) die Entscheidung Uber alle vermdgensrechtlichen

Rechtsgeschéfte mit einem Wert von 50.000 bis zu
250.000 Euro;“
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3. Nach 8§ 18 Absatz 2 wird der Punkt durch ein Semikolon er-
setzt und folgender Buchstabe i angeftigt:

»1) die Entscheidung uber alle vermdgensrechtlichen
Rechtsgeschafte mit einem Wert bis zu 50.000 Euro.”

Artikel 2

Die Sechste Satzung zur Anderung der Verbandssatzung des Ab-
fallentsorgungsverbandes ,,Schwarze Elster tritt am Tage nach
ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung im Amtsblatt fiir Branden-
burg in Kraft.

Lauchhammer, 2. Marz 2011

Dr.-Ing. Bernd-Ulrich Frosch

Verbandsvorsteher (Siegel)

Offentlich-rechtliche Vereinbarung vom 04.01.2011
zwischen dem Landkreis Uecker-Randow und dem
Landkreis Uckermark zur Wahrnehmung der
bereichs- und landeribergreifenden Notfallrettung

Das Innenministerium Mecklenburg-Vorpommern hat mit
Schreiben vom 28.02.2011 die am 04.01.2011 geschlossene
offentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen dem Landkreis
Uecker-Randow und dem Landkreis Uckermark zur Wahrneh-
mung der bereichs- und landeriibergreifenden Notfallrettung ge-
nehmigt. Die Genehmigung hat folgenden Wortlaut:

Genehmigung

Auf den Antrag vom 28. Januar 2011 genehmige ich nach Arti-
kel 3 Absatz 5 i. V. m. Absatz 2 des Staatsvertrages zwischen
dem Land Brandenburg und dem Land Mecklenburg-Vorpom-
mern Uber die grenziberschreitende Zusammenarbeit in Zweck-
verbénden, Planungsverbdnden nach § 205 des Baugesetz-
buches und durch 6ffentlich-rechtliche Vereinbarungen vom
1./6. Juni 2001 (GVOBI. M-V S. 343) i. V. m. § 165 Absatz 4 der
Kommunalverfassung in der Fassung der Bekanntmachung vom
8. Juni 2004 (GVOBI. M-V S. 205), die zuletzt durch Artikel 2
des Gesetzes vom 16. Dezember 2010 (GVOBI. M-V S. 690,
712) geéndert worden ist, den auf Grundlage der Beschluss-
fassungen des Kreistages des Landkreises Uecker-Randow vom
6. Dezember 2010 (Beschluss-Nr. 7/75/10) und des Kreistages

des Landkreises Uckermark vom 8. Dezember 2010 (Beschluss-
vorlage DS-Nr. 91/2010) am 4. Januar 2011 geschlossenen
offentlich-rechtlichen Vertrag zur Wahrnehmung der bereichs-
und l&nderiibergreifenden Notfallrettung.

Im Auftrag

Birgit Hill Siegel

1.
Die offentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut:
Offentlich-rechtliche Vereinbarung
Landkreis Uckermark
Karl-Marx-StralRe 1

17291 Prenzlau
vertreten durch den Landrat

zwischen dem

Landkreis Uecker-Randow
An der Kiirassierkaserne 9
17309 Pasewalk

vertreten durch den Landrat

und dem

zur Wahrnehmung der bereichs- und landeriibergreifenden
Notfallrettung

Grundlagen dieser Vereinbarung sind

- der Staatsvertrag zwischen dem Land Brandenburg und dem
Land Mecklenburg-Vorpommern Gber die grenziberschrei-
tende kommunale Zusammenarbeit in Zweckverbénden, Pla-
nungsverbénden nach § 205 des Baugesetzbuches und durch
offentlich-rechtliche \Vereinbarungen vom 6. Juni 2001
(GVBI. 18S. 238, 278)

- die Kommunalverfassung fir das Land Mecklenburg-Vor-
pommern vom 18.02.1994 (GVOBI. M-V S. 249) § 165

- das Gesetz liber den Rettungsdienst fiir das Land Mecklen-
burg-Vorpommern  (Rettungsdienstgesetz  M-V) vom
24.10.2001 (GVOBI. M-V S. 393) § 9 Abs. 1

- das Gesetz Uber den Rettungsdienst im Land Brandenburg
(Brandenburgisches Rettungsdienstgesetz - BbgRettG) vom
14. Juli 2008 (GVBI. 1/186, § 6)

§1
Zweck der Vereinbarung

(1) Der Landkreis Uckermark tibertragt dem Landkreis Uecker-
Randow die Aufgabe der ,,Notfallrettung®“ im Territorium der
zum Landkreis Uckermark gehérenden Orte, aus denen der Not-
ruf 112 in der Leitstelle Uecker-Randow auflauft.
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Die Ubertragung der Aufgabe der Notfallrettung fiir den Bereich
der bereichs- und I&nderlbergreifenden Notfallrettung betrifft
folgende Gebiete des Landkreises Uckermark:

1. die Stadt Brissow des Amtes Brissow (Uckermark),

2. die amtsfreie Gemeinde Uckerland,

3. die Gemeinde Casekow des Amtes Gartz (Oder) mit dem
Ortsteil Wartin, den bewohnten Gemeindeteilen Luckow
und Petershagen und den Wohnpldtzen Neu-Luckow,
Wartin-Eschenweg, Ausbau Blumberger Weg und Ausbau
Casekower Stralle,

4. die Gemeinde Tantow des Amtes Gartz (Oder) mit dem Orts-
teil Schonfeld und dem bewohnten Gemeindeteil Neuschon-
feld.

Die Anlage der 6ffentlich-rechtlichen Vereinbarung ,,Orte im
Landkreis Uckermark, die durch Rettungswachen des Land-
kreises Uecker-Randow abgesichert werden* ist Bestandteil der
Vereinbarung.

(2) Der Absatz 1 Satz 1 gilt nicht fur das Territorium des Wohn-
platzes Bandelow des Ortsteiles Trebenow der Gemeinde Ucker-
land.

(3) Krankentransporte sowie Feuerwehreinsatze sind nicht
Gegenstand dieser Vereinbarung.

(4) Die Zustandigkeit der Katastrophenschutzbehdrde des Land-
kreises Uckermark bleibt von dieser Vereinbarung unberihrt.

§2
Zusammenwirken der Leitstellen

(1) Die fur den Landkreis Uckermark zustandige Leitstelle ist
die integrierte Regionalleitstelle Nordost (IRLS Nordost) mit
Sitz in 16227 Eberswalde, Eberswalder Strale 41 a.

(2) Notrufe aus den im § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 genannten Gebie-
ten Uber das Festnetz gehen in der Leitstelle Uecker-Randow mit
Sitz in Pasewalk ein und der Rettungsmitteleinsatz wird von dort
disponiert. Werden Notrufe aus den im § 1 Abs. 1 Nr. 3und 4 ge-
nannten Gebieten an die IRLS Nordost gerichtet, bzw. werden
Notrufe aus den im § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 genannten Gebieten
auf anderem Wege an die IRLS Nordost gerichtet, so leitet diese
den Notruf an die Leitstelle Uecker-Randow zur weiteren Bear-
beitung weiter.

(3) Gehen in der Leitstelle Uecker-Randow aus den im
8 1 Abs. 1 genannten Gebieten Notrufe ein, die einen Feuer-
wehreinsatz bedirfen, leitet diese den Notruf an die IRLS Nord-
ost zur weiteren Bearbeitung weiter.

(4) Die Leitstellen sind zu enger Zusammenarbeit verpflichtet.
83
Durchfuhrung der Einsétze

(1) Zustandige Leitstelle fur die Durchfiihrung der Notfall-
rettung nach 8 1 Abs. 1 ist die Leitstelle Uecker-Randow. Zur

Einhaltung der Hilfsfrist entsprechend Brandenburgischen
Rettungsdienstgesetz kommt das Fahrzeug der néchstgelegenen
Rettungswache zum Einsatz. Die Hilfsfrist bemisst sich abwei-
chend vom Rettungsdienstgesetz des Landes Mecklenburg-\or-
pommern nach den Vorschriften des § 8 Abs. 2 des Brandenbur-
gischen Rettungsdienstgesetzes und betragt 15 Minuten.

(2) Macht sich der Einsatz mehrerer Rettungsmittel erforderlich,
so hat die Leitstelle Uecker-Randow nach der Alarmierung un-
verziiglich die IRLS Nordost zu informieren. Beide Leitstellen
stimmen in diesen Fallen den Einsatz weiterer Rettungsmittel
ab. Fur die Disponierung der eigenen Rettungsmittel ist dann die
jeweilige Leitstelle verantwortlich.

(3) Rettungsmittel des Landkreises Uecker-Randow, die zum
Transport von Notfallpatienten eine medizinische Einrichtung
des Landkreises Uckermark anfahren, haben sich bei der IRLS
Nordost anzumelden und beim Verlassen des Landkreises
Uckermark wieder abzumelden.

(4) Die Rettungsmittel des Landkreises Uecker-Randow kénnen
Einrichtungen des Landkreises Uckermark nutzen, um gegebe-
nenfalls die sofortige Einsatzbereitschaft wieder herstellen zu
kdénnen.

84
Abrechnung

(1) Die Kosten fiir die Durchfiihrung der Einsétze werden nach
den Bestimmungen des Landes erhoben, in welchem das Ret-
tungsmittel stationiert ist. Kostenschuldner ist der Landkreis
Uckermark, der die von ihm erstatteten Kosten flir die Durch-
fihrung der Einsétze nach dem fur ihn geltenden Recht von
seinen Kostenschuldnern erhebt.

(2) Dariiber hinausgehende Forderungen des Landkreises
Uecker-Randow an den Landkreis Uckermark zur Kosten-
deckung bestehen nicht.

85
Informationen

Der Landkreis Uecker-Randow informiert den Landkreis
Uckermark halbjéhrlich tiber das Einsatzgeschehen im uber-
tragenen Bereich. Die Einsatzubersicht muss je nach Einsatz
folgende Angaben enthalten:

- Einsatzdatum und Uhrzeit

- Einsatzart (mit/ohne Notarzt, Einsatzstichwort)

- Einsatzort, StralRe, Nummer

- Eingesetztes Fahrzeug

- Transportziel

- Einsatzzeiten (Eingang der Meldung, Eintreffen am Notfall-
ort, Ankunft am Zielort, Einsatzbereitschaft)

§6
Anderungen und Streitigkeiten

(1) Anderungen der Vereinbarung bediirfen der Schriftform und
der Bestatigung durch beide Seiten.
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(2) Beide Seiten sind verpflichtet, Verdnderungen, die unmittel-
bare Auswirkungen auf die Durchfihrung der Notfallrettung
nach 8 1 haben konnen, der jeweils anderen Seite unverziglich
mitzuteilen. Die Vereinbarung wird den verénderten
Bedingungen so angepasst, dass der beabsichtigte Zweck weiter
erfallt wird.

(3) Sollten einzelne Regelungen dieser Vereinbarung unwirk-
sam werden, so wird die \Vereinbarung nicht automatisch
ungultig. Beide Seiten verpflichten sich, Regelungen zu treffen,
die dem vereinbarten Zweck am nachsten kommen.

(4) Bei Meinungsverschiedenheiten Uber Rechte und Pflichten
aus dieser Vereinbarung ist vor dem Beschreiten des Verwal-
tungsrechtsweges die Fachaufsichtsbehdrde des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern anzurufen.

§7
Geltungsdauer und Kiindigung

(1) Die Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

(2) Eine schriftliche Kiindigung dieser Vereinbarung ist unter
Einhaltung einer Kiindigungsfrist von sechs Monaten zum Ende
des Kalenderjahres maglich.

(3) Zur Kundigung aus wichtigem Grund sind beide Vertrags-
parteien berechtigt.

88
In-Kraft-Treten

(1) Die Vereinbarung bedarf der Genehmigung des Landes
Mecklenburg-Vorpommerns als zustdndige Rechtsaufsichts-
behdrde.

(2) Die offentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach der
letzten erforderlichen Bekanntmachung in Kraft.

(3) Gleichzeitig tritt die ,,\Vereinbarung bei der Zusammenarbeit

im Rettungsdienst” vom 2. August 1996 aulRer Kraft.

Landkreis Uckermark Landkreis Uecker-Randow

Dietmar Schulze
Landrat

Dr. Volker Bohning
Landrat

Prenzlau, 4.1.11 Pasewalk, 16.12.2010

Dienstsiegel Dienstsiegel

Karina Dork
1. Beigeordnete

Dennis Gutgesell
Beigeordneter und
1. Stellvertreter des Landrates

Anlage

Orte im Landkreis Uckermark, die durch Rettungswachen des
Landkreises Uecker-Randow abgesichert werden

Anlage

Orte im Landkreis Uckermark, die durch Rettungswachen
des Landkreises Uecker-Randow abgesichert werden (erster

Abmarsch)
Strasburg Locknitz Penkun
Amalienhof Bagemuhl Ausbau Blumenberger
Weg

Carolinental Battin Ausbau Casekower Stral3e
Fahrenholz Briissow Damitzow
Gneisenau Butterholz Luckow
Gterberg Frauenhagen | Neu Luckow
Hansfelde Grimme Neu Schonfeld
Hetzdorf Griinberg Petershagen
Jankeshof Hammelstall | Schonfeld
Kleisthohe Heimstedt Wartin
Lemmersdorf Moor Wartin Eschenweg
Lindhorst Petersruh

Libbenow Stramehl

Mielow Trampe

Nechlin Woddow

Neuhof Wolschow

Neumannshof

Ottenhagen

Schlepkow

Trebenow

Werbelow

Wilsickow

Wismar

Wolfshagen
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Feststellung des Unterbleibens einer
Umweltvertraglichkeitsprufung fur das Vorhaben
Anderung des Planfeststellungsbeschlusses ,,Ausbau
Verkehrsflughafen Berlin-Schonefeld*

Anderungsantrag Nr. 25 der Flughafen
Berlin-Schénefeld GmbH

Bekanntmachung des Ministeriums fur Infrastruktur
und Landwirtschaft, Planfeststellungsbehdrde
Vom 23. Marz 2011

Die Flughafen Berlin-Schonefeld GmbH (FBS), Flughafen
Schonefeld, 12521 Berlin, hat mit dem Plan&nderungsantrag
Nr. 25 die Anderung planfestgestellter Pline beantragt. Gean-
dert werden sollen jeweils ein Plan tber

- Flugbetriebsflachen - Lageplan
- Entwdsserung Oberflachenentwésserung - Retentions-
bodenfilter.

GemaR § 3e Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit § 3¢ Satz 1
und 3 des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung
(UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar

2010 (BGBI. | S. 94), das durch Artikel 11 des Gesetzes vom
11. August 2010 (BGBI. | S. 1163) geé&ndert worden ist, war fur
das beantragte Vorhaben eine allgemeine Vorprifung des Ein-
zelfalls durchzufihren. Die Feststellung erfolgte nach Beginn
des Plananderungsverfahrens auf der Grundlage der vom Vorha-
benstrager vorgelegten Unterlagen sowie eigener Informatio-
nen.

Im Ergebnis dieser Einzelfallvorpriifung tberzeugte sich die
Planfeststellungsbehdrde unter Bericksichtigung der in der
Anlage 2 zum UVPG aufgefilhrten Kriterien sowie friherer
Anderungen davon, dass das vorgenannte Anderungsvorhaben
keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben
kann. Es wurde festgestellt, dass flr das oben genannte Vorha-
ben keine UVP-Pflicht besteht. Eine Umweltvertraglichkeits-
prufung unterbleibt deshalb.

Die Feststellung ist nicht selbststandig anfechtbar (§ 3a
Satz 3 UVPG). Die Begriindung dieser Entscheidung und die ihr
zugrunde liegenden Unterlagen kdnnen nach vorheriger telefo-
nischer Anmeldung unter der Telefonnummer 0331 866-8293
waéhrend der Dienstzeiten im Ministerium fur Infrastruktur und
Landwirtschaft, Henning-von-Tresckow-Str. 2 - 8, 14467 Pots-
dam, eingesehen werden.
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Neufassung der Satzung
des Wasser- und Bodenverbandes
,.Schlaubetal/Oderauen*

Bekanntmachung des Landesamtes fir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 21. Mérz 2011

Auf Grund des 8 58 Absatz 2 des Wasserverbandsgesetzes
(WVG) vom 12. Februar 1991 (BGBI. | S. 405), zuletzt geandert
durch Gesetz vom 15. Mai 2002 (BGBI. | S. 1578) hat das
Landesamt fur Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz als
Verbandsaufsichtsbehorde am 23. Dezember 2010, AZ: ONW-
P/WBYV 18/He/10, die nachfolgende Neufassung der Verbands-
satzung, die in der Sitzung der Verbandsversammlung am
8. September 2010 beschlossen wurde, genehmigt.

Die Neufassung der \Verbandssatzung tritt am Tage nach der
offentlichen Bekanntmachung im Amtsblatt fiir Brandenburg in
Kraft.

Potsdam, 21. Marz 2011

Im Auftrag

Thomas Avermann
Abteilungsleiter

Neufassung der Satzung
des Wasser- und Bodenverbandes
,,Schlaubetal/Oderauen*

§1
Name, Sitz, Rechtsform (88 1 und 3WVG)

(1) Der Verband fuhrt den Namen Wasser- und Bodenverband
»Schlaubetal/Oderauen® und hat seinen Sitz in Eisenhittenstadt,
Landkreis Oder-Spree.

(2) Der Verband ist eine Korperschaft des éffentlichen Rechts.
Er dient dem 6ffentlichen Interesse und dem Nutzen seiner Mit-
glieder. Er verwaltet sich im Rahmen der Gesetze selbst und
strebt nicht an, Gewinne zu erzielen.

(3) Der Verband ist ein Wasser- und Bodenverband im Sinne des
Gesetzes Uber Wasser- und Bodenverbénde (Wasserverbands-
gesetz - WVG) sowie ein Gewadsserunterhaltungsverband im
Sinne des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG) und
des Gesetzes (ber die Bildung von Gewasserunterhaltungsver-
bénden (GUVG), jeweils in der geltenden Fassung.

§2
Verbandsgebiet (§ 6 WVG)

Das Verbandsgebiet umfasst die Gemeindegebiete der Mit-
gliedsgemeinden gem&R Anlage 3 der Satzung mit folgender

MalRgabe: Flachen der Gewésser 1. Ordnung sind vom Ver-
bandsgebiet ausgenommen. Die Gemeinden Muillrose und
Frankfurt (Oder) sind jeweils Mitglied in mehreren Wasser- und
Bodenverbé&nden. Alle in diesen Gemeinden gelegenen Grund-
sticke, die der Unterhaltungszustandigkeit des Wasser- und
Bodenverbandes ,,Schlaubetal/Oderauen* unterliegen, sind in
Anlage 2 (nicht Bestandteil der Satzung) durch Flur- bzw. Flur-
stlicksverzeichnis naher konkretisiert. Das Verbandsgebiet ist
als Ubersichtskarte in der Anlage 1, die Bestandteil dieser
Satzung ist, dargestellt.

§3
Verbandsmitglieder (§ 2 GUVG)

(1) Der Verband hat gesetzliche Mitglieder geméaR § 2 Absatz 1
Nummer 1 und 2 GUVG.

(2) Der Verband kann auf Antrag Personen, die zur Erstattung
von Mehrkosten der Gewdsserunterhaltung gemar § 85 BbgWG
verpflichtet sind oder denen der Verband im Rahmen seiner frei-
willigen Aufgaben Pflichten abnimmt oder erleichtert, als frei-
willige Mitglieder aufnehmen.

(3) Die Mitgliedschaft nach Absatz 2 wird durch Entscheidung
des Vorstandes begriindet und beendet.

(4) Der Verband fuhrt ein Mitgliederverzeichnis, vergleiche
Anlage 3. Das Mitgliederverzeichnis ist nicht Bestandteil der
Satzung. Es hat lediglich deklaratorischen Charakter. Der
Rechtsaufsichtsbehérde sind Anderungen des Mitgliederver-
zeichnisses anzuzeigen.

§4
Aufgaben des Verbandes (§ 2 WVG)

(1) Pflichtaufgaben des Verbands sind:

a) die Unterhaltung der Gewésser 11. Ordnung gemé&R § 79 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 2 BbgW@G,

b) Ausgleichsmallnahmen an Gewéssern Il. Ordnung, bei
nachteiligen Ver&nderungen der Wasserflihrung geman
§ 77 BbgWG,

c) die Unterhaltung von Schopfwerken gemaR § 82 Satz 2
BbgWG,

d) Betrieb von Stauanlagen unter den Voraussetzungen des
§ 36 a Absatz 1 BbgWG,

e) die Durchfiihrung der Unterhaltung der im Verbandsgebiet
gelegenen Gewasser 1. Ordnung gemaR § 79 Absatz 1
Satz 2 BbhgWG,

f) die dem Verband auf der Grundlage des § 126 Absatz 3 Satz 4
BbgWG durch Rechtsverordnung tbertragenen Aufgaben.

(2) Der Verband kann freiwillige Aufgaben auch auferhalb des
eigenen Verbandsgebiets gegen Kostenerstattung ausfiihren, so-
weit dadurch die Erfullung der Pflichtaufgaben nicht gefahrdet
und die Finanzierung gesichert ist.

Freiwillige Aufgaben sind, soweit diese nicht in § 4 Absatz 1 ge-
nannt sind:

a) naturnaher Ausbau oder naturnaher Rickbau von Gewdas-
sern,
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b) Bau und Unterhaltung von Anlagen in oder an Gewassern,

c) Herrichtung, Erhalt und Pflege von Flachen, Anlagen und
Gewassern zur Verbesserung des Landschaftswasserhaus-
haltes, zum Schutz des Bodens und flir die Landschafts-
pflege,

d) technische MaRnahmen zur Bewirtschaftung des Grund-
wassers und der oberirdischen Gewasser,

e) Herstellung, Betrieb, Unterhaltung und Beseitigung von
Anlagen zur Be- und Entwésserung, insbesondere der Be-
trieb von Schopfwerken,

f) Forderung der Zusammenarbeit zwischen Landwirtschaft
und Wasserwirtschaft und Fortentwicklung von Gewasser-,
Boden- und Naturschutz,

g) Forderung und Uberwachung der vorstehenden Aufgaben.

§5
Unternehmen, Verzeichnis der Gewasser

(1) Das Unternehmen des Verbandes sind die der Erfillung
seiner Aufgaben dienenden baulichen und sonstigen Anlagen,
Arbeiten an Grundstiicken und alle gemaR § 4 der Satzung ge-
nannten Tatigkeiten. Der Verband stellt Plane zur Unterhaltung
der Gewasser Il. Ordnung auf.

(2) Der Verband fuhrt ein Verzeichnis der Gewésser 1. Ordnung
im Verbandsgebiet; es kann in elektronischer Form gefiihrt wer-
den. Daraus ergeben sich die zu unterhaltenden Gewasser.

§6
Benutzung von Grundstlicken

Fur die Durchfuhrung der Gewdsserunterhaltung haben die Ge-
wassereigentimer, die Nutzungsberechtigten des Gewassers,
die Inhaber von wasserrechtlichen Rechten und Befugnissen
sowie Anlieger und Hinterlieger die besonderen Pflichten geméR
§ 84 BbgWG.

87
Verbandsschau (§ 44 WVG)

(1) Zur Feststellung des Zustandes der Verbandsgewésser und
-anlagen fiihrt der Schaubeauftragte einmal im Jahr Verbands-
schauen durch.

(2) Der Vorstand beauftragt den Geschaftsfiihrer mit der organi-
satorischen Vorbereitung, Durchfiihrung und Leitung der
Verbandsschau.

(3) Die Verbandsschau erfolgt untergliedert nach Schauberei-
chen.

(4) Uber Verlauf und Ergebnis der Verbandsschau sind jeweils
fir die einzelnen Schaubereiche vom Schaubeauftragten zu
unterzeichnende Niederschriften zu fertigen. Der Vorstand ver-
anlasst die Beseitigung festgestellter Médngel, der Verbandsver-
sammlung wird dariiber Bericht erstattet.

§8
Verbandsorgane (§ 46 WVG)

Der Verband hat als Verbandsorgane eine Verbandsversammlung
und einen Vorstand.

§9
Vertretung der Mitglieder in der Verbandsversammlung
(8 47WVG)

Die gesetzlichen Verbandsmitglieder dirfen, auf der Grundlage
der fir sie einschlagigen Organisationsvorschriften, eine oder
mehrere vertretungsberechtigte, natlrliche Person in die \Ver-
bandsversammlung entsenden. Der Verbandsvorsteher kann
einen Nachweis Uber die Vertretungsbefugnis verlangen.

§10
Aufgaben der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung berét den Vorstand in allen wichti-
gen Angelegenheiten. Sie beschliet nach den gesetzlichen \Vor-
schriften Uber:

a) die Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder, des
Verbandsvorstehers und dessen Stellvertreter,

b) die Anderungen der Satzung, des Unternehmens oder der
Aufgaben des Verbandes und dessen Umgestaltung,

c) die Festsetzung und Anderung des Haushaltsplanes, Entlas-
tung des Vorstandes und der Geschéftsfiihrung fiir die Jah-
resrechnung, Einspruch gegen die Zwangsfestsetzung des
Haushaltsplans,

d) die Festsetzung von allgemeinen Grundsatzen fir Dienst-
und Anstellungsverhdltnisse sowie der Aufwandsentschadi-
gungen fur die ehrenamtliche Tatigkeit des Vorstandes,

e) Rechtsgeschéfte zwischen Vorstandsmitgliedern und dem
Verband,

f) die Geschafts- und Wahlordnung der Verbandsversamm-
lung,

g) die Wahl von Schaubeauftragten.

§11
Durchfiihrung der Verbandversammlung (§ 48 WVG)

(1) Die ordentliche Verbandsversammlung tritt mindestens ein-
mal im Jahr zusammen.

(2) Der Verbandsvorsteher ladt schriftlich zu den Sitzungen der
Verbandsversammlung ein. Die Ladungsfrist zur Verbandsver-
sammlung betrégt zwei Wochen. Einladungen missen jeweils
die vorlaufige Tagesordnung und die Entwirfe der Beschluss-
vorlagen enthalten. In dringenden Fallen kann der Verbandsvor-
steher kiirzere Ladungsfristen bestimmen. Auf die verkirzte
Ladungsfrist ist in der Einladung hinzuweisen.

(3) Die Sitzungen der Verbandsversammlung werden durch den
Verbandsvorsteher, im Vertretungsfall durch seinen Stellvertre-
ter geleitet.
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(4) Der Vorstand kann aus wichtigem Grund eine auferordentliche
Verbandsversammlung einberufen. Ein wichtiger Grund liegt auch
vor, wenn mehr als ein Drittel der Verbandsmitglieder dies schrift-
lich und begriindet gegeniiber dem Vorstand beantragen.

(5) Die Verbandsversammlung ist beschlussfahig, wenn recht-
zeitig und vollstandig zu ihrer Sitzung eingeladen und gemaR
8§ 48 Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 2 WVG mindestens ein Zehntel
der Verbandsmitglieder anwesend ist.

(6) Ist wegen einer zu geringen Anzahl der erschienenen Mit-
glieder die Verbandsversammlung nicht beschlussfahig, kann
der Verbandsvorsteher zu einem spéteren Termin mit der glei-
chen Tagesordnung einladen. Die Verbandsversammlung ist
dann ohne Riicksicht auf die Anzahl der erschienenen Mitglie-
der beschlussfahig, wenn hierauf in der neuen Ladung aus-
driicklich hingewiesen worden ist.

(7) Uber die Sitzung der Verbandsversammlung ist eine Nieder-
schrift anzufertigen. Die Niederschrift ist vom Verbandsvorste-
her, dem Protokollfiihrer sowie einem \orstandsmitglied zu
unterzeichnen. Eine Abschrift der Niederschrift ist der Rechts-
aufsichtsbehdrde zu tibersenden.

(8) Die Verbandsversammlung kann ihre Tatigkeit in einer
Geschéftsordnung regeln.

§12
Antrags- und Stimmrecht in der Verbandsversammlung

(1) Verbandsmitglieder haben in der Verbandsversammlung An-
trags- und Stimmrecht. Die Ubertragung des Antrags- und
Stimmrechts auf ein anderes Verbandsmitglied ist nicht zul&ssig.

(2) Die Stimmenanzahl bemisst sich nach dem Verhéltnis des
Beitrages, den das Verbandsmitglied nach Absatz 1 im Kalen-
derjahr an den Verband zu entrichten hat, zum Gesamtbeitrags-
aufkommen. Bei einem Beitrag bis zu 100 Euro hat das Ver-
bandsmitglied eine Stimme. Fir jeden angefangenen Betrag von
weiteren 100 Euro Beitrag erhoht sich die Stimmenanzahl um
eine weitere Stimme.

(3) Soweit die Verbandsmitglieder nach ihrem Organisations-
recht mehrere Vertreter in die Verbandsversammlung entsenden,
bemisst sich die Stimmenzahl nach dem Verhéltnis des Beitra-
ges, den die jeweiligen Dienststellen zu entrichten haben. Die
Vertreter kdnnen uneinheitlich abstimmen und Stimmen kénnen
von einem Vertreter auf einen anderen Vertreter desselben Mit-
glieds Ubertragen werden.

(4) Die Verbandsversammlung beschlief3t mit der einfachen
Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder nach Ab-
satz 2 und im Benehmen mit dem Verbandsbeirat, soweit nicht
gemal § 58 Absatz 1 Satz 2 WVG eine Mehrheit von zwei Drit-
teln vorgeschrieben ist. Es wird offen abgestimmt. Wenn gehei-
me Abstimmung von mindestens einem Mitglied beantragt wird,
ist diese verdeckt durchzufuihren, wenn die Mehrheit der Anwe-
senden zustimmt. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als ab-
gelehnt. Stimmenthaltungen bleiben unberiicksichtigt.

§13
Offentlichkeit der Verbandsversammlung

(1) Die Sitzungen der Verbandsversammlung sind nicht &ffent-
lich (8 48 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 WVG).

(2) Dabei gelten folgende Ausnahmen: Vorstandsmitglieder, der
Geschéftsfuhrer des Verbandes und die Mitglieder des Ver-
bandsbeirates kdnnen an der Verbandsversammlung teilnehmen.
Sie haben uneingeschranktes Vorschlags- und \Vortragsrecht.
Der Verbandsvorsteher kann bestimmen, dass Vertreter der steu-
er- und rechtsberatenden Berufe an der Verbandsversammlung
teilnehmen.

(3) Auch andere als die in Absatz 2 genannten Personen kénnen
an der Verbandsversammlung ganz oder teilweise teilnehmen,
wenn dem zuvor alle anwesenden Verbandsmitglieder zuge-
stimmt haben.

(4) Bild und Tonaufzeichnungen sind nur zuldssig, wenn alle
anwesenden Teilnehmer der Verbandsversammlung vorher aus-
driicklich zustimmen.

8§14
Mitglieder des Vorstandes (§ 52 WVG)

Der Vorstand des Verbandes besteht aus dem Verbandsvorsteher,
dessen Stellvertreter und 6 Beisitzern. Vorstandsmitglied kann
jede natirliche, geschaftsfahige Person sein. Mindestens ein
Vorstandsmitglied ist aus dem Kreis der Verbandsbeiratsmit-
glieder zu wéhlen.

§15
Wahl und Amtszeit des Vorstandes (§ 53 WVG)

(1) Die Mitglieder des Vorstandes werden durch die stimmbe-
rechtigten Verbandsmitglieder in der Verbandsversammlung ge-
wahlt. Die Stimmenanzahl regelt sich nach § 12 Absatz 2 dieser
Satzung. Die Verbandsmitglieder, der amtierende Vorstand so-
wie der Verbandsbeirat kénnen Kandidaten zur Wahl des \or-
standes vorschlagen. Das Vorstandsmitglied, welches gemaR
§ 14 Satz 3 aus dem Kreis des Beirats kommen muss, darf mit
der Einschrankung in Absatz 2 Satz 2 nur auf der Grundlage
eines Vorschlags des Beirats gewahlt werden.

(2) Das Vorstandsmitglied, welches gemaR § 14 Satz 3 aus dem
Beirat kommt, ist in einem gesonderten Wahlgang vorab zu wéh-
len. Erreicht kein vom Beirat vorgeschlagenes Beiratsmitglied
die einfache Mehrheit, kénnen Vorschlage zur Wahl dieses Vor-
standsmitgliedes aus der Mitte der Verbandsversammlung her-
aus gemacht werden. Es diirfen nur Mitglieder des Beirates vor-
geschlagen werden.

(3) Der Verbandsvorsteher und dessen Stellvertreter sind von der
Verbandsversammlung aus der Mitte des Vorstandes zu wahlen.
Der jeweilige Kandidat wird durch den nach Absatz 1 gewdhlten
Vorstand vorgeschlagen. Erreicht er bei der Wahl nicht die ein-
fache Mehrheit, schldgt der Vorstand der Verbandsversamm-
lung einen anderen Kandidaten vor.
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(4) Das Nahere regelt eine Wahlordnung, die Bestandteil der in
§ 11 Absatz 8 genannten Geschéftsordnung ist.

(5) Die Amtszeit des Vorstandes betrégt finf Jahre und endet mit
der Wahl eines neuen Vorstandes. Scheidet ein Vorstandsmit-
glied vor Ablauf der Amtszeit aus, muss spatestens auf der
nachstfolgenden ordentlichen Verbandsversammlung ein neues
Vorstandsmitglied gewahlt werden. Die ausscheidenden Mit-
glieder bleiben bis zur Wahl der neuen Vorstandsmitglieder in
ihrem Amt.

(6) Der Geschaftsfiihrer zeigt der Rechtsaufsichtsbehorde
Anderungen der Zusammensetzung des Vorstandes an.

(7) Nach Ablauf der Wahlperiode fiihrt der Vorstand seine Ge-
schéfte bis zur Wahl eines neuen Vorstands weiter. Innerhalb von
drei Monaten nach Inkrafttreten dieser Satzung ist der Vorstand
neu zu wéhlen.

(8) Die Verbandsversammlung kann ein Vorstandsmitglied aus
wichtigem Grund mit Zweidrittelmehrheit abberufen. Die Abbe-
rufung und ihr Grund sind der Rechtsaufsichtshehdrde anzuzeigen.
Diese kann der Abberufung innerhalb eines Monats nach Eingang
der Anzeige unter Angabe der Griinde widersprechen, wenn der
vorgetragene wichtige Grund nicht gegeben ist. Widerspricht die
Rechtsaufsichtsbehdrde, so ist die Abberufung unwirksam.

§16
Geschéfte des Vorstandes (§ 54 WVG)

(1) Der Vorstand leitet den Verband in Ubereinstimmung mit den
von der Verbandsversammlung beschlossenen Grundsétzen.

(2) Die Vorstandsmitglieder haben bei der Erfillung ihrer Auf-
gaben die erforderliche Sorgfalt anzuwenden. Sie sind dem Ver-
band insbesondere dafiir verantwortlich, dass die Bestimmun-
gen der Satzung eingehalten und die Beschliisse der Verbands-
versammlung ausgeftihrt werden. Ein Vorstandsmitglied, das
seine Obliegenheiten vorsétzlich oder grob fahrlassig verletzt,
ist dem Verband zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens
verpflichtet. Der Schadensersatzanspruch verjahrt in drei Jahren
von dem Zeitpunkt an, in welchem der Verband von dem Scha-
den und der Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt.

§17
Aufgaben des Vorstandes

(1) Dem Vorstand obliegen alle Geschéfte des Verbandes, fir die
nicht durch Gesetze oder Satzung die Verbandsversammlung zu-
sténdig ist.

(2) Er beschlieBt inshesondere tiber:

- die Aufstellung der Gewasserunterhaltungspléne,

- die Aufstellung des Haushaltsplans und seiner Nachtrage,
- die Aufnahme von Darlehen und Kassenkrediten,

- die Aufstellung der Jahresrechnung,

- die Geschaftsordnung des Vorstandes,

- die Erhebung von Beitragen,

- Entscheidungen in Rechtsmittelverfahren,

- Vertrdge mit einem Wert von mehr als 30.000 Euro die Leis-
tungen gemal 8§ 4 Absatz 2 betreffen,

- die Einstellung und Entlassung weiterer Dienstkréfte,

- Entscheidungen zu Widerspriichen gegen die Beitragsver-
anlagung,

- Vorschlage zur Anderung und Ergénzung der Satzung,

- die Aufnahme und Entlassung freiwilliger Mitglieder,

- das Vorliegen von Hartefallen nach § 29 Absatz 5,

- die Ubertragung der Durchfiihrung von Aufgaben auf den
Geschaftsfuhrer.

§18
Sitzungen des Vorstandes und BeschlieBen im Vorstand

(1) Die Sitzungen des Vorstandes werden durch den Verbands-
vorsteher, im Verhinderungsfalle durch den Stellvertreter ge-
leitet.

(2) Die Ladungsfrist zu den Sitzungen des Vorstandes betragt
zehn Tage. In dringenden Fallen bedarf es keiner Frist, in der
Ladung ist darauf hinzuweisen.

(3) Jahrlich sind mindestens drei Sitzungen abzuhalten.

(4) Der Verbandsvorsteher I&dt schriftlich zu den Sitzungen des
Vorstandes ein. Einladungen missen jeweils die vorlaufige
Tagesordnung und die Entwiirfe der Beschlussvorlagen enthal-
ten. Vorstandsmitglieder, die verhindert sind, teilen dies unver-
zuglich dem Verbandsvorsteher mit.

(5) Fur die Beschlussfahigkeit des Vorstandes muss mindestens
die Halfte der Vorstandsmitglieder anwesend sein.

(6) Ist wegen einer zu geringen Anzahl der erschienenen Mit-
glieder der Vorstand nicht beschlussfahig, kann der Verbands-
vorsteher zu einem spateren Termin mit der gleichen Tagesord-
nung einladen. Der Vorstand ist dann ohne Ricksicht auf die
Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussféhig, wenn hier-
auf in der neuen Ladung ausdriicklich hingewiesen worden ist.

(7) Jedes Vorstandsmitglied hat eine Stimme. Der Vorstand be-
schliet mit der einfachen Mehrheit der Stimmen der anwesen-
den Mitglieder. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme
des Verbandsvorstehers.

(8) Auf schriftlichem Wege erzielte Beschliisse sind wirksam,
wenn sie einstimmig von allen Vorstandsmitgliedern gefasst
werden (Umlaufverfahren).

(9) Uber die Sitzung des Vorstandes ist eine Niederschrift anzu-
fertigen. Die Niederschrift ist vom Verbandsvorsteher, dem Pro-
tokollfiihrer sowie einem Vorstandsmitglied zu unterzeichnen.
Eine Abschrift der Niederschrift ist der Rechtsaufsichtsbehdrde
zu Ubersenden.

(10) Der Geschaftsfiihrer und durch den Vorsteher eingeladene
Mitarbeiter und Berater kdnnen an den Sitzungen des Vorstan-
des teilnehmen. Sie haben im Rahmen der Geschaftsordnung
das ihnen dort eingerdumte Vortrags- und Vorschlagsrecht.
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§19
Vertretungsbefugnis im Verband (§ 55 WVG)

(1) Der Verbandsvorsteher vertritt zusammen mit dem Ge-
schaftsfiihrer den Verband gerichtlich und auRergerichtlich,
soweit es sich nicht um Angelegenheiten der laufenden Verwal-
tung geman § 20 Absatz 1 Satz 3 handelt.

(2) Die Rechtsaufsichtsbehdrde erteilt den vertretungsbefugten
Personen eine Bestatigung Uber die jeweilige Vertretungsbe-
fugnis.

(3) Erklarungen, durch die der Verband verpflichtet werden soll,
bedrfen der Schriftform; sie sind nach Malgabe der furr den je-
weiligen Fall geltenden Regelungen von dem oder den Vertre-
tungsberechtigten zu unterzeichnen. Wird fur ein Geschaft oder
fur ein Kreis von Geschéften ein Bevollméchtigter bestellt, so
bedarf die Vollmacht der Form des Satzes 1.

8§20
Geschaftsfuhrer, Dienstkréafte

(1) Der Verband hat einen Geschéftsfiihrer. Der Geschaftsfiihrer
wird nach Beschluss des Vorstandes durch den Verbandsvorste-
her angestellt. Fir alle Angelegenheiten der laufenden Verwal-
tung vertritt der Geschéftsfiihrer den Verband gerichtlich und
auRergerichtlich allein.

(2) Der Geschaftsfiihrer erarbeitet die Gewasserunterhaltungs-
plane.

(3) Dienstvorgesetzter des Geschéftsflhrers ist der Verbands-
vorsteher. Oberste Dienstbehorde des Geschaftsfiihrers ist der
\orstand.

(4) Der Vorstand kann fir die Arbeit des Geschaftsflhrers eine
Geschéftsordnung beschlieRen.

(5) Der Verband kann Dienstkréfte im Rahmen eines Stellen-
planes einstellen. Uber den Stellenplan beschlieRt die Verbands-
versammlung im Rahmen des Haushaltsplanes. Der Geschéfts-
fuhrer ist Dienstvorgesetzter aller anderen Dienstkrafte des
Verbandes.

(6) Geschéftsfuhrer oder andere Dienstkréfte des Verbandes
kénnen nicht Vertreter von Verbandsmitgliedern in der Ver-
bandsversammlung, Mitglied des Vorstandes oder Mitglied des
Beirates sein.

§21
Ehrenamtliche Tatigkeit

(1) Mitglieder des Vorstandes sind ehrenamtlich tétig. Sie erhal-
ten eine Aufwandsentschadigung durch den Verband.

(2) Die Hohe der Aufwandsentschadigung wird durch die Ver-
bandsversammlung festgesetzt.

(3) Vertreter in der Verbandsversammlung, Mitglieder des Bei-
rates und Schaubeauftragte haben keinen Anspruch auf Auf-
wandsentschadigung durch den Verband.

§22
Verbandsbeirat (§ 2a GUVG)

(1) Der Verband hat einen Beirat gemal § 2a GUVG. Der Beirat
berét den Verband fach- und sachkundig. Er beschlieft insbe-
sondere Uber sein Einvernehmen zu den Gewasserunterhal-
tungsplénen (§ 2a Absatz 1 Satz 4 GUVG) sowie uber die Ent-
sendung von Kandidaten fur die Wahl des Vorstandes, aus den
Reihen seiner Mitglieder gemaR § 2a Absatz 1 Satz 2 GUVG.
Die Mitglieder des Verbandsbeirates sind gemaR § 10 Absatz 2
zur Verbandsversammlung einzuladen.

(2) Beschlisse der Verbandsversammlung ergehen im Be-
nehmen mit dem Verbandsbeirat (§ 2 a Absatz 1 Satz 3 GUVG).
Die Mitglieder des Verbandsbeirates kénnen an den Sitzungen
der Verbandsversammlung teilnehmen und haben dort ein un-
eingeschréanktes Vorschlags- und Vortragsrecht (8 2 a Absatz 4
Satz 3 GUVG). Auf Verlangen ist ihnen Einsicht in Unterlagen
und Belege zu gewahren (8§ 2 a Absatz 4 Satz 2 GUVG).

(3) Der Beirat kann sich durch den Geschéftsflihrer tiber Ange-
legenheiten des Verbandes unterrichten lassen.

§23
Mitglieder des Verbandsbeirates

Die in § 2a Absatz 2 Satz 1 GUVG genannten Interessenvertre-
tungen konnen einen Vertreter in den Verbandsbeirat entsenden.
Die Beiratsmitglieder sollten im Verbandsgebiet ansassig oder
Grundeigentimer sein oder einen anderen personlichen Bezug
zum Verbandsgebiet haben.

§24
Sitzungen des Verbandsbeirates

(1) Die Mitglieder des Verbandsbeirates geben sich selbst eine
Geschéftsordnung (8 2a Absatz 3 Satz 1 GUVG).

(2) Jedes Beiratsmitglied hat eine Stimme (8§ 2 a Absatz 3 Satz 2
GUVG). Beschliisse des Beirates ergehen mit einfacher Mehr-
heit der anwesenden Stimmen (8§ 2 a Absatz 3 Satz 3 GUVG).

(3) Der Beirat setzt den Verbandsgeschéftsfiihrer iber seine Be-
schlusse schriftlich in Kenntnis.

§25
Haushaltsplan

(1) Der Haushalt des Verbandes ist nach Beschluss durch den
Vorstand jahrlich im Voraus zu planen; bei Bedarf stellt der Vor-
stand Nachtrige dazu auf. Uber den Haushaltsplan beschlieRt
die Verbandsversammlung.
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(2) Der Haushaltsplan muss mindestens enthalten:

a) Aufwendungen fur die Pflichtaufgaben des Verbandes und
die Verbandsorgane,

b) die Festsetzung des Jahresflachenbeitrages,

c) Kostenbeteiligungen von Vorteilshabenden, Zuwendungen
und sonstige Ertrage,

d) die Entnahme aus der finanziellen Riicklage und die Zufiih-
rung von finanziellen Mitteln in die Riicklagen,

e) die Festsetzung der zuldssigen Hohe aullerplanméagiger Aus-
gaben und Festsetzung einer Erheblichkeitsschwelle fir
auBerplanmaRige Ausgaben,

f) die Festsetzung der Hohe von Kassenkrediten und Darlehen.

§26
Grundséatze der Haushaltsfuhrung

(1) Das Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.
(2) Fur die Haushaltsfiihrung gelten die 8§ 238 bis 263 HGB.

(3) Der Haushalt hat dem Gebot der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit zu geniigen. Ertrage und Aufwand sollen in jedem
Haushaltsjahr unter Beriicksichtigung von Ubertrégen aus den
Vorjahren ausgeglichen sein.

(4) Der Verband fihrt die Abschreibungen auf Anlagegegen-
stande einer Riicklage zu.

(5) Fur die Erflllung der in § 4 Absatz 1 genannten Pflichtauf-
gaben dirfen keine Darlehen, die (ber eine Laufzeit von funf
Jahren hinausgehen, aufgenommen werden.

§27
Erméchtigung durch den Haushaltsplan

(1) Der Vorstand wird durch den Beschluss der Verbandsver-
sammlung gemaR 8§ 10 c) Uber den Haushaltsplan erméchtigt,

a) die Verbandsbeitrdge in der festgesetzten Héhe zu erheben,

b) geplante Ausgaben vorzunehmen,

c) Darlehen und Kassenkredite bis zur festgesetzten Hohe fir
den Verband aufzunehmen.

(2) AuBerplanmaRige Ausgaben dirfen nur vorgenommen wer-
den, wenn der Verband zur Zahlung verpflichtet ist, ein Zah-
lungsaufschub fiir den Verband wesentliche Nachteile nach sich
ziehen wirde und die zuldssige Hohe der auBerplanmédRigen
Ausgaben nicht tberschritten wird.

(3) Uber auRerplanmaRige Ausgaben entscheidet der Geschéfts-
fiihrer, soweit sie nicht erheblich sind. Uber erhebliche auRer-
planméRige Ausgaben bis zur zuldssigen Hohe beschlief3t der
\orstand.

(4) AuBerplanmafBige Ausgaben sind nur zuldssig, wenn sie un-
abweisbar und unvorhergesehen sind und die Deckung gewahr-
leistet ist.

(5) Wenn absehbar ist, dass auerplanméBige Ausgaben unzu-
lassig sind oder die festgesetzte Hohe der Kassenkredite oder
Darlehen Uberschritten wird, ist der Verbandsversammlung un-
verziglich ein geénderter Haushaltsplan zur Beschlussfassung
vorzulegen.

§28
Rechnungsprufung und Entlastung des Vorstandes

(1) Der Vorstand stellt bis 31. Mérz des neuen Haushaltsjahres
die Rechnung tber alle Einnahmen und Ausgaben des vergan-
genen Haushaltsjahres geméaR dem Haushaltsplan auf.

(2) Der Verband ist verpflichtet, die Jahresrechnung durch einen
Wirtschaftsprifer prifen zu lassen.

(3) Der Vorstand beschlieRt tiber den Auftrag an einen Wirt-
schaftspriifer zur umfassenden Priifung der Jahresrechnung.

(4) Der Vorstand nimmt das Prufungsergebnis der Jahresrech-
nung zur Kenntnis und stellt die Vollstandigkeit und Richtigkeit
der Jahresrechnung fest. Er legt zu seiner Entlastung die festge-
stellte Jahresrechnung zusammen mit dem Ergebnis des Priifbe-
richts der Verbandsversammlung vor; diese beschliet sodann
Uber die Entlastung des Vorstandes.

§29
Verbandsbeitrag (8§ 28, 29, 31 WVG)

(1) Die Mitglieder haben dem Verband Beitrage zu leisten, so-
weit dies zur Erflllung seiner Aufgaben erforderlich ist.

(2) Die Beitréage bestehen in Geldleistungen und sind 6ffentliche
Abgaben.

(3) Die Beitrage werden einmal jahrlich fir den Zeitraum
vom 1. Januar bis 31. Dezember erhoben. Sie sind bis zum
28. Februar festzusetzen und werden in zwei gleichen Raten zum
31. Marz und zum 30. September des Beitragsjahres fallig.

(4) Wer seinen Beitrag nicht rechtzeitig leistet, hat einen Sdum-
niszuschlag zu zahlen. Der Sdumniszuschlag betragt 1 Prozent
des riickstandigen Beitrages flir jeden angefangenen Monat vom
Tag nach der Falligkeit an gerechnet.

(5) Auf Antrag kann in besonderen Hartefallen ganz oder teil-
weise von der Beitragszahlung befreit oder Ratenzahlung ver-
einbart werden.

§30
Beitragsverhaltnis, Kostenerstattung, Ersatz
von Mehrkosten

(1) Die Beitragslast fiir die Erfillung der Aufgabe gemaR § 4
Absatz 1 a) bestimmt sich gemaf § 80 Absatz 1 Satz 1 BbgWG
nach dem Verhéltnis der Flachen mit denen die Mitglieder am
Verbandsgebiet beteiligt sind.
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(2) Die Heranziehung fir die durch die Erschwerung der Unter-
haltung entstehenden Mehrkosten richtet sich nach § 80 Ab-
satz 1 Satz 2 in Verbindung mit § 85 BbgWG.

(3) Fur die Aufgaben gemaf § 4 Absatz 1 b) soll der entstande-
ne Aufwand geméaR § 77 BbgWG auf diejenigen anteilig umge-
legt werden, die zu nachhaltigen Abflussverdnderungen nicht
nur unwesentlich beigetragen haben.

(4) Fur die Erfullung der Aufgabe gemaR § 4 Absatz 1 c) tragt ge-
mafi 8§ 28 Absatze 3 bis 5 und 30 WVG der Vorteilhabende bei
anteiliger Kostenerstattung durch den Nutzungsberechtigten ge-
maf § 82 Satz 2 BbgWG die Kosten.

(5) Fr die Erflllung der Aufgabe gemaR § 4 Absatz 1 d) bemisst
sich der Beitrag gemaR § 30 WVG nach den Kosten, die dem
Verband durch den Betrieb der Stauanlagen entstehen, soweit
nicht auf vertraglicher Grundlage eine Erstattung erfolgt. Die
Kosten sind gegenliber dem gemaR § 28 Absatze 3 und 4 WVG
Bevorteilten geltend zu machen, soweit keine vertragliche Ver-
einbarung getroffen wird.

(6) Die Kosten fiir die Durchflihrung der Aufgaben gemaR § 4
Absatz 1 ) und f) werden vom Land Brandenburg erstattet.

(7) Fur die dem Verband fur die Durchflhrung freiwilliger Auf-
gaben gemé&R § 4 Absatz 2 entstehenden Kosten sind Beitrédge
von bevorteilten Mitgliedern nach 8§88 28 Absatz 1, 30 Ab-
satz 1 WVG und von Nichtmitgliedern nach 8§ 28 Absatz 3, 30
Absatz 1 WVG zu erheben, soweit keine Erstattung durch einen
Auftraggeber erfolgt.

(8) Der Beitrag fur die freiwilligen Mitglieder bemisst sich nach
8§ 30 WVG.

§31
Ermittlung des Beitragsverhéltnisses

(1) Stichtag fur die Ermittlung des Beitrages ist der 1. Januar des
Beitragjahres. Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem
Verband alle fiir die Veranlagung erforderlichen Angaben wahr-
heitsgemal und rechtzeitig bis zu dem Stichtag zu machen und
den Verband bei der Festsetzung zu unterstitzen. Verdnderungen
der fiir die Veranlagung maf3geblichen Umsténde sind dem Ver-
band unverziiglich mitzuteilen. Der Verband ist verpflichtet,
vom Zeitpunkt der Kenntnis an die entsprechenden Anderungen
bei der ndchsten Beitragsveranlagung zu Grunde zu legen.

(2) Die in Absatz 1 Satz 2 und 3 genannte Verpflichtung besteht
nur gegeniiber Personen, die vom Verband durch eine schrift-
liche Vollmacht als zur Einholung der Auskiinfte oder zur Ein-
sicht und Besichtigung berechtigt ausgewiesen sind.

(3) Der Beitrag eines Mitgliedes wird nach pflichtgemaRem Er-
messen durch den Vorstand geschatzt, wenn

a) das Mitglied die Bestimmungen des Absatzes 1 Satz 2 ver-
letzt hat,

b) esdem Verband ohne eigenes Verschulden nicht méglich ist,
den Beitrag eines Mitgliedes zu ermitteln.

§32
Hebung der Verbandsbeitrage (8§ 31 WVG)

(1) Der Verband erhebt die Verbandsbeitrage auf der Grundlage
des geltenden Beitragsmalistabes durch Beitragsbescheid. Jeder
einzelne Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu ver-
sehen.

(2) Jedem Verbandsmitglied ist auf Verlangen Einsicht in die ihn
betreffenden Beitragsunterlagen zu gewahren.

(3) Die auf dem Wasserverbandsgesetz oder der Satzung beru-
henden Forderungen des Verbandes kénnen nach dem Verwal-
tungsvollstreckungsgesetz fiir das Land Brandenburg (VwVG
BB) durchgesetzt werden.

§33
Widerspruchsverfahren

(1) Fir Rechtsbehelfe gelten die Vorschriften der Verwaltungs-
gerichtsordnung.

(2) Gegen den Beitragsbescheid kann jeweils innerhalb eines
Monats nach dessen Bekanntgabe der Widerspruch schriftlich
oder zur Niederschrift in der Geschéftsstelle des Verbandes ein-
gelegt werden. Uber ihn entscheidet der Vorstand.

(3) Wird dem Widerspruch nicht abgeholfen, kann gegen die
Entscheidung des Vorstandes (Widerspruchsbescheid) innerhalb
eines Monats nach Zustellung beim zustandigen Verwaltungs-
gericht Klage erhoben werden.

(4) Der Widerspruchsbescheid ist nach Beschluss durch den Vor-
stand durch den Verbandsvorsteher und den Geschéftsfiihrer zu
unterzeichnen.

§34
Rechtsgeschéfte zwischen Verband und
\Vorstandsmitgliedern

Rechtsgeschéafte zwischen Vorstandsmitgliedern und dem Ver-
band bedrfen der Zustimmung der Verbandsversammlung und
der Rechtsaufsichtsbehdrde, soweit sie Uber den Ersatz von Auf-
wendungen hinausgehen.

§35
Verschwiegenheitspflicht (§ 27 WVG)

Vorstandsmitglieder, Mitglieder der \erbandsversammlung,
Geschéftsfihrer, Beiratsmitglieder und Dienstkrafte des Ver-
bandes sind verpflichtet, Uber alle ihnen bei der Durchfiihrung
ihrer Aufgaben bekannt werdenden Tatsachen und Rechtsver-
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haltnisse, auch nach Beendigung des Amts- beziehungsweise
Dienstverhéltnisses, Verschwiegenheit zu wahren.

§36
Bekanntmachungen

(1) Die Bekanntmachungen des Verbandes werden durch den
Geschéftsflhrer des \erbandes in geeigneter \Weise vorgenom-
men. Hierzu kann er die Mitgliedsgemeinden bitten, die Be-
kanntmachung in der nach ihrer Hauptsatzung ortstiblichen
Weise vorzunehmen.

(2) Wenn umfangreiche Unterlagen bekannt gemacht werden
sollen, genuigt die Bekanntmachung des Ortes und der Zeiten, zu
denen diese Unterlagen zur Einsichtnahme ausliegen.

(3) AusschlieBlich an die Mitglieder gerichtete Bekannt-
machungen konnen in Form eines geschlossenen einfachen
Briefes erfolgen.

§37
Satzungsanderungen (§ 58 WVG)

(1) Uber die Anderung der Satzung beschlieRt die Verbandsver-
sammlung. Antrége sind in der Einladung zur Verbandsver-
sammlung vollstandig bekannt zu geben. Ein Beschluss tber die
Anderung der Satzung bedarf der Mehrheit der anwesenden
Stimmen. Der Beschluss tber eine Anderung der Aufgabe des
Verbands bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesen-
den Stimmen. Die Anderung der Satzung bedarf der Genehmi-
gung der Rechtsaufsichtsbehdrde und des Benehmens des Ver-
bandsbeirates.

(2) Die Verdffentlichung der Satzung wird durch die Rechtsauf-
sichtshehdrde veranlasst.

§38
Rechtsaufsichtsbehérde (88 72, 74 WVG und § 1 GUVAV)

(1) Der Verband steht unter der Rechtsaufsicht des Landesamtes
fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz Brandenburg
(8 1 GUVAV). Der Verbandsvorsteher ladt die Rechtsaufsichts-
behdrde unter Angabe der Tagesordnung zu allen Sitzungen der
Verbandsversammlung und des Verbandsvorstandes unter Ein-
haltung der Ladungsfristen ein. Ihrem Vertreter ist auf \erlangen
das Wort zu erteilen.

(2) Die Rechtsaufsichtsbehdrde kann sich, auch durch Beauf-
tragte, Uber die Angelegenheiten des \erbandes unterrichten. Sie
kann mindliche und schriftliche Berichte verlangen, Akten und
andere Unterlagen anfordern sowie an Ort und Stelle Priifungen
und Besichtigungen vornehmen.

§39
Zustimmung zu Geschaften (§ 75 WVG)

(1) Der Verband bedarf der Zustimmung der Rechtsaufsichtsbe-
horde

1. zur unentgeltlichen VerduBerung von Vermdgensgegen-
standen,

2. zur Aufnahme von Darlehen, die iber 200.000 Euro hinaus-
gehen,

3. zur Ubernahme von Biirgschaften, zu Verpflichtungen aus
Gewahrvertragen und zur Bestellung von Sicherheiten,

4. zu Rechtsgeschaften mit einem Vorstandsmitglied ein-
schlieflich der Vereinbarung von Vergitungen, soweit sie
tiber den Ersatz von Aufwendungen hinausgehen.

(2) Die Zustimmung ist auch zu Rechtsgeschaften erforderlich,
die einem in Absatz 1 genannten Geschaft wirtschaftlich gleich-
kommen.

(3) Eine Zustimmung der Rechtsaufsichtsbehdrde geméaR § 75
Absatz 3 WVG ist nicht erforderlich zur Aufnahme eines
Kassenkredites bis zu einem Betrag von 200.000 Euro.

(4) Die Rechtsaufsichtsbehorde kann flr bestimmte Geschafte
Ausnahmen von den Absétzen 1 bis 3 allgemein zulassen.

(5) Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb
eines Monats nach Eingang der Anzeige bei der Rechtsauf-
sichtsbehdrde versagt wird. In begriindeten Einzelfallen kann
die Rechtsaufsichtshehdrde die Frist durch Zwischenbescheid
um einen Monat verléngern.

8§40
Sprachform

Alle in dieser Satzung verwendeten Personenbezeichnungen
gelten sowohl in der ménnlichen als auch in der weiblichen
Form.

8§41
Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

Die genehmigte Neufassung der Satzung tritt am Tage nach der
offentlichen Bekanntmachung im Amtsblatt fir Brandenburg in
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 13. November 1996
(ABI/AANz. S. 1042), berichtigt durch Bekanntmachung vom
23. Januar 1997 (ABI./AANz. S. 70) auRer Kraft.

Anlage 1: Karte des Verbandsgebietes

Anlage 2: Verzeichnis Gber Fluren und Flurstiicke der Ge-
meinden, die jeweils Mitglied in mehreren Wasser-
und Bodenverbénden sind

Anlage 3: Mitgliederverzeichnis

Ausgefertigt:

Eisenhiittenstadt, 11.01.2011

A. Persike

Geschaftsfiihrer

\erbandsvorsteher
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Anlage 1

Verbandsgebiet des Wasser- und Bodenverbandes ,,Schlaubetal/ Oderauen®

Wasser- und Landschaftspflegeverband
.Untere Spree",
Steinhdfel OT Hasenfelde

Gewésser- und Deichverband
.Oderbruch’,

Lawitz

Wasser- und Bodenverband

Kobbeln
.Mittlere Spree®, ‘

Beeskow
Trepee]n
K Ossendorf ~ Schwergko R
-
= & 4 Strei&lwitz
Bahto /*/J
G.ﬁﬂlenj '
R - s * Bomgsdorf Breslack])
Henzendorf E
Legende - F\ Steinido _ l
Eosclhie
D Verbandsflache Wasser- und Bodenverband /
.Neilie/ Malxe-Tranitz",
Cottbus 7 (’
Malistab
1:160 000
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Anlage 2

Verzeichnis iiber die Fluren und Flurstiicke der Gemeinden, die jeweils Mitglied in mehreren Wasser- und Bo-
denverbidnden sind, die in der Unterhaltungszustindigkeit des Wasser- und Bodenverbandes ,,Schlaubetal/
Oderauen® liegen

Gemeinde Flur Flurstiick
Frankfurt (Oder) 111 52, 128, 131, 132, 134 bis 139, 144, 153 bis 167, 191
112 bis 115 | gesamt
119 39 bis 47, 50/1 bis 58, 60/2 bis 65, 67/1 bis 82/6, 84, 85/1, 87, 89 bis 96/2,

98/1 bis 99/7, 101/3 bis 103/1, 105, 107/3 bis 109, 172, 174, 183, 186, 187
bis 191, 194, 195, 206 bis 210, 213, 219 bis 228, 231 bis 233, 235, 236,
240, 242 bis 247, 249 bis 254, 257, 258, 338 bis 341

120 5 bis 11, 14 bis 32, 35 bis 41/1, 42 bis 50/1, 51 bis 69/1, 69/3-5, 73/1, 74/1,
88 bis 95, 98

121 8 bis 17, 20, 22 bis 26, 29, 31 bis 34, 36, 37, 39 bis 41, 47 bis 58

122 11 bis 14, 16, 17, 21, 22, 53 bis 59, 68, 70, 72

127 43, 144/1, 145/1, 146, 281

128 3, 4,19, 20, 47, 53 bis 76, 78, 79, 81, 82, 84, 85, 87, 88, 90, 91, 93 bis 98,

10, 102, 103, 105, 106, 108, 109, 111, 112, 114, 115, 117, 118, 120, 121,
123, 124, 126, 127, 129 bis 131, 133 bis 135, 137, 140 bis 142, 144 bis
146, 148 bis 150, 152 bis 154, 156 bis 158, 160 bis 163, 165, 166, 168,
169, 171, 172, 176

129 24, 25/1, 26/1, 28/1, 29/1

133 135 bis 143/6, 148 bis 155, 158, 161/1 bis 165, 169/1, 169/2, 172/4 bis
173/3, 178, 179/2, 182/2 bis 182/11, 186/2 bis 188/7, 190/4 bis 197, 280/1,
280/2, 287 bis 292/1, 294 bis 305, 310, 320, 321, 359/1, 359/2, 364 bis 367,
374/2, 375, 380/1 bis 381/2, 384, 387, 388, 391 bis 406/2, 408/1 bis 421,
423 bis 430, 443 bis 445, 450, 452, 455, 457, 463, 465, 466, 496, 500, 502,
510, 512, 527, 552, 564 bis 566, 574, 585, 586, 676, 679 bis 683, 704, 705,
707, 711 bis 715, 718 bis 721, 726, 727, 730 bis 735, 767, 768, 776, 779,
780, 785 bis 789, 864 bis 868, 872, 873, 925 bis 928, 944, 962 bis 964,
1197 bis 1203, 1255, 1256, 1271, 1291, 1295, 1297 bis 1301, 1308 bis
1316, 1326, 1328, 1329, 1338 bis 1341, 1350, 1351, 1364, 1366, 1397,
1411, 1412, 1415, 1417, 1418, 1422, 1423, 1425 bis 1433, 1435, 1438,
1439, 1442 bis 1450, 1460, 1478, 1483 bis 1487, 1489 bis 1491, 1493 bis
1497, 1502 bis 1517, 1523, 1524, 1530, 1531, 1544, 1545, 1550, 1556,
1557, 1559, 1560, 1562 bis 1565, 1567, 1568, 1573, 1577, 1578, 1581,
1582, 1587, 1588, 1590, 1603, 1604, 1615 bis 1618, 1621, 1622, 1628,
1628 bis 1631, 1634 bis 1636, 1638 bis 1641

147 gesamt

Millrose 1 bis 23 gesamt
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Anlage 3

Mitgliederverzeichnis
Wasser- und Bodenverband ,,Schlaubetal/ Oderauen*

1. Bundesrepublik Deutschland 11. Stadt Millrose*

2. Land Brandenburg 12. Gemeinde Neilemiinde
3. Landkreis Oder-Spree 13. Gemeinde Neuzelle

4. Gemeinde Brieskow- Finkenheerd 14. Gemeinde Schlaubetal
5. Stadt Eisenhittenstadt 15. Gemeinde Siehdichum
6. Stadt Frankfurt (Oder)* 16. Gemeinde Vogelsang
7. Gemeinde Grof} Lindow 17. Gemeinde Wiesenau

8. Gemeinde Grunow- Dammendorf 18. Gemeinde Ziltendorf

9. Gemeinde Lawitz

10. Gemeinde Mixdorf

* gekennzeichnete Gemeinden sind jeweils Mitglied in mehreren Gewasserunterhaltungsverbanden
bzw. Wasser- und Bodenverbanden
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Vorprifung zur Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertréglichkeitsprifung (UVP) fur
dasVorhaben Errichtung und Betrieb einer
Biogasanlage am Standort in 04910 Elsterwerda

Bekanntmachung des Landesamtes fur Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 12. April 2011

Die Firma Landwirtschaftlicher Betrieb Malte Lorenzen,
Eichenweg 34 in 04910 Elsterwerda beantragt die Genehmigung
nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf
dem Grundstiick in der Gemarkung Elsterwerda, Flur 16, Flur-
stlick 22 (Landkreis Elbe-Elster) eine Verbrennungsmotoranlage
zur Erzeugung von Strom und Warme fir den Einsatz von
Biogas mit einer Feuerungswarmeleistung von 1.2 MW (Bio-
gasanlage) zu errichten und zu betreiben.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummern 1.4 b) aa)
und 9.1 b) Spalte 2 des Anhanges der Verordnung tiber geneh-
migungsbedurftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben
der Nummern 1.3.2 und 9.1.4 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes
Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war flr das beantragte Vorhaben eine stand-
ortbezogene Vorprifung des Einzelfalles durchzufihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstrager vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprifung wurde festgestellt, dass fur
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstandig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen koénnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 0355 4991-1411 wahrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz, Regionalabteilung Stid, Genehmigungsverfahrensstelle,
Zimmer 4.27,\Von-Schon-StralRe 7 in 03050 Cottbus eingesehen
werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerausche, Erschiitterungen und &hnliche
\organge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002 (BGBI. |
S. 3830), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. Médrz
2011 (BGBI. I S. 282) geé&ndert worden ist.

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Art. 1 d. V zur Neufassung und Anderung von
Verordnungen zur Durchfiihrung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes) (Verordnung tber genehmigungsbedirftige Anlagen -
4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Méarz 1997 (BGBI. | S. 504), die zuletzt durch Artikel 5
Absatz 2 der Verordnung vom 26. November 2010 (BGBI. |
S. 1643) geéndert worden ist.

Gesetz Uiber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. |
S. 94), das durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. August 2010
(BGBI. I S. 1163) gedndert worden ist.

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Stid
Genehmigungsverfahrensstelle

Vorprifung zur Feststellung des Unterbleibens
der Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP)
fur das Vorhaben Anderung des befristeten
Betriebs von 14 Windkraftanlagen (WKA)

im Windpark Cottbus Ost

Bekanntmachung des Landesamtes fur Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 12. April 2011

Die Windpark Cottbuser Halde GmbH & Co. KG in 10117 Berlin
beantragt die Anderungsgenehmigung nach § 16 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), 14 WKA des Windparks
Cottbus Ost (nordlicher Teil) auf den Grundsticken in
03052 Cottbus, Gemarkung Dissenchen, Flur 14, Flurstiick 25/7
und Flur 15, Flurstiick 7 (Kippengelande des Tagebaues Cottbus
Nord) bis zum 31.12.2034 zu betreiben.

Es handelt sich hierbei um die Anderung des befristeten Betriebs
von Anlagen der Nummer 1.6 Spalte 2 des Anhanges der
\erordnung tiber genehmigungsbediirftige Anlagen (4. BImSchV).
Das geplante Vorhaben ist eine Anderung des bereits vorhande-
nen Windparks mit 32 genehmigten Windkraftanlagen und
damit eine Anderung eines Vorhabens der Nummer 1.6.1 Spalte 1
der Anlage 1 des Gesetzes lber die Umweltvertraglichkeits-
priifung (UVPG) gemal § 3e Absatz 1 Nummer 2 UVPG.

Nach § 3c UVPG war somit flir das beantragte Vorhaben eine
allgemeine Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstréger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprifung wurde festgestellt, dass fur
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstdndig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen koénnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 0355 4991-1411 wéhrend der Dienstzeiten
im Landesamt flr Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siuid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 4.27, Von-Schon-Stralle 7, 03050 Cottbus eingesehen wer-
den.
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Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschitterungen und &hn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBI. I S. 3830), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom
1. Mérz 2011 (BGBI. I S. 282) geéndert worden ist.

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Art. 1 d. V zur Neufassung und Anderung von
Verordnungen zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes) (Verordnung tiber genehmigungsbedrftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Mérz 1997 (BGBI. | S. 504), die zuletzt durch Artikel 5
Absatz 2 der Verordnung vom 26. November 2010 (BGBI. |
S. 1643) geéndert worden ist.

Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. |
S. 94), das durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. August 2010
(BGBI. I S. 1163) gedndert worden ist.

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Std
Genehmigungsverfahrensstelle

Vorprufung zur Feststellung des Unterbleibens
der Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP)
fiir das Vorhaben Anderung der Schlachtanlage
am Standort 14913 Dahme/Mark,

OT Niebendorf-Heinsdorf

Bekanntmachung des Landesamtes fur Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 12. April 2011

Die Firma Lohn- und Schlachtbetrieb Johann Nesges, Liede-
kahle 22 in 15936 Dahmetal, OT Gdrsdorf beantragt die immis-
sionsschutzrechtliche Genehmigung nach § 16 des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (BImSchG), die Schlachtanlage auf
dem Grundstiick Lieperweg 1 in 14913 Dahme/Mark, OT Nie-
bendorf-Heinsdorf, Gemarkung Heinsdorf, Flur 1, Flurstiick 208
durch An- und Umbau der Geb&ude, Errichtung einer Konfis-
katlagerhalle und Erhéhung der Kapazitdt der Anlage auf
49,9 Tonnen Tiere pro Tag zu &ndern.

Es handelt sich hierbei um die Anderung einer Anlage der
Nummer 7.2 Spalte 2 des Anhanges der Verordnung Uber ge-
nehmigungsbedurftige Anlagen (4. BImSchV) sowie eines Vor-
habens der Nummer 7.13.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes
Uber die Umweltvertréglichkeitsprifung (UVPG).

Nach § 3c UVPG war somit fir das beantragte Vorhaben eine
standortbezogene Vorprifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstréger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprifung wurde festgestellt, dass fir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstdndig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unterla-
gen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter der
Telefonnummer 0355 4991-1411 wahrend der Dienstzeiten im
Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und \erbraucherschutz, Regio-
nalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zimmer 4.27,
\Von-Schdn-Strale 7, 03050 Cottbus eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen:

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Geréusche, Erschiitterungen und dhnliche
\Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002 (BGBI. |
S. 3830), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. Méarz
2011 (BGBI. I S. 282) gedndert worden ist.

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Art. 1 d. V zur Neufassung und Anderung von
Verordnungen zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes) (Verordnung tber genehmigungsbedurftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Méarz 1997 (BGBI. | S. 504), die zuletzt durch Artikel 5
Absatz 2 der Verordnung vom 26. November 2010 (BGBI. |
S. 1643) geéndert worden ist.

Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. |
S. 94), das durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. August 2010
(BGBI. I S. 1163) geé&ndert worden ist.

Landesamt fuir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens der UVP-Pflicht
fUr das Vorhaben Errichtung und Betrieb einer
\Verbrennungsmotorenanlage zur Erzeugung von
Strom durch den Einsatz von Biogas
in 16928 Pritzwalk, OT Steffenshagen

Bekanntmachung des Landesamtes fir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 12. April 2011

Die Firma Jorn Ahlers Biogas GmbH, Dingtrup 2, 27793 Wil-
deshausen beantragt eine Genehmigung nach § 4 Absatz 1 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) eine Verbren-
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nungsmotorenanlage zur Erzeugung von Strom durch den Ein-
satz von Biogas, in der Gemarkung Steffenshagen (Landkreis
Prignitz), Flur 3, Flurstiick 10/1, zu errichten und zu betreiben.
Die Verbrennungsmotorenanlage ist der Nummer 1.4 b) Spalte 2
des Anhanges der Verordnung tber genehmigungsbediirftige
Anlagen (4. BImSchV) zuzuordnen.

Gemadl der Anlage 1 des Gesetzes uber die Umweltvertréglich-
keitsprifung (UVPG) wird die Verbrennungsmotorenanlage in
der Nummer 1.3.2 benannt. Nach § 3c des UVPG war fiir die
Anlagen eine standortbezogene Vorpriifung des Einzelfalles
durchzufihren.

Die Feststellung erfolgte im Genehmigungsverfahren auf der
Grundlage der vom Vorhabenstréger vorgelegten Unterlagen
sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprifung wurde festgestellt, dass fir
das beantragte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstandig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen kdnnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 033201 442-583 wéhrend der Dienstzeiten
im Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 328 in 14476 Potsdam/
OT GroR-Glienicke, eingesehen werden.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle

Neugenehmigung fir eine Anlage zur Beschichtung
von Rohren unter Verwendung von Harzen im
Gewerbegebiet Heidering 28 in 16727 \elten

Bekanntmachung des Landesamtes fur Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 12. April 2011

Der Firma BKP Berolina Polyester GmbH & Co. KG, Heide-
ring 28 in 16727 wurde die Genehmigung gemaR § 4 Absatz 1

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf
dem Grundstlick Heidering 28 in 16727 \elten, eine Anlage zur
Beschichtung von Rohren unter Verwendung von Harzen zu er-
richten und zu betreiben.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den
im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestimmungen
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz liegt
mit einer Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen in
der Zeit vom 14.04.2011 bis einschlief3lich 27.04.2011 im
Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 328, 14476 Potsdam,
OT Grol3 Glienicke (Postanschrift: Seeburger Chaussee 2,
14476 Potsdam OT GroR Glienicke) und in der Stadtverwaltung
Velten, Biirgerservice, Rathausstralle 17 in 16727 Velten wah-
rend der Dienststunden aus.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch
gegeniiber Dritten als zugestellt.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Geréusche, Erschiitterungen und dhnliche
\organge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002 (BGBI. |
S. 3830), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
31. Juli 2010 (BGBI. I S. 1059)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung lber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI. | S. 1001), zuletzt ge&ndert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 23. Oktober 2007 (BGBI. | S. 2470)

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Far alle nachstehend veréffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spater als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spatestens im Termin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Glaubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht bericksichtigt und bei der \er-
teilung des Versteigerungserldses dem Anspruch des Glaubigers
und den Ubrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter-
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der
Anspruch aus diesem Recht génzlich unberiicksichtigt.

Es ist zweckméRig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge-
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung aus
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol-
gung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen.
Der Berechtigte kann die Erkl&rung auch zur Niederschrift der
Geschéftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZVVG mithaftenden Zubehdrs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstweilige
Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den
Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt fir das Recht der Ver-
steigerungserlds an die Stelle des versteigerten Gegenstandes.

Amtsgericht Cottbus

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 12. Juli 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus,
Gerichtsplatz 2, I. Obergeschoss, Saal 211, das im Wohnungs-
grundbuch von Glinzig Blatt 448 eingetragene Wohnungs-
eigentum, Bezeichnung gemaR Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 2/5 Miteigentumsanteil an dem Grundsttick
Gemarkung Glinzig, Flur 1, Flurstiick 319, Gebdude- und Frei-
flache, Putgolla 6, Grole: 1.596 gm verbunden mit dem Sonder-
eigentum an der Wohnung im Erdgeschoss Nr. 1 laut Auftei-
lungsplan.
Fur jeden Miteigentumsanteil ist ein besonderes Grundbuch an-
gelegt (Blatter 448 bis 449). Der hier eingetragene Miteigen-
tumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen
gehdrenden Sondereigentumsrechte beschrénkt.
Sondernutzungsrechte sind vereinbart.
Hier: Sondernutzungsrecht am Kfz-Stellplatz, bezeichnet mit
1Aund1B.
VerauRerungsheschrankung: Zustimmung durch Verwalter
Ausnahme: VerduBerung an Ehegatte; an Verwandte gerader

Linie; an Verwandte zweiten Grades der Seitenlinie; Insolvenz-
verwalter, durch Zwangsvollstreckung; ErstveréufRerung.
Wegen Gegenstand und Inhalt des Sondereigentums wird Bezug
genommen auf die Bewilligung vom 08.06.2004 (Ur.Nr.:
449/04, Notar Rother, Forst); hierher (ibertragen aus Blatt 30;
eingetragen am 21.10.2004.

versteigert werden.

(Laut vorliegendem Gutachten handelt es sich um eine Eigen-
tumswohnung mit 4 Zimmern im Erdgeschoss eines sanierten
Zweifamilienhauses, ca. 142,6 gm Wohnflache; Bj. des Gebau-
des ca. 1938, Sanierungen und Umbauten ca. 1992, 1996)

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
11.09.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemdli § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 90.000,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 59 K 220/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 12. Juli 2011, 9:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus,
Gerichtsplatz 2, 1. Obergeschoss, Saal 313, das im Grundbuch
von Willmersdorf Blatt 360 eingetragene Grundstiick, Be-
zeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Willmersdorf, Flur 2, Flurstlick 40, Alte

Lindenstr. 76, Gebaude- u. Freiflache, 1.255 m?
versteigert werden.
Laut Gutachten ist das unzugéangliche unbewohnte Grundstiick
bebaut mit einem Einfamilienwohnhaus mit Anbauten, Bj.: ver-
mutlich um 1940 sowie 3 Garagen und 3 Schuppen.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
09.12.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 45.000,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 59 K 257/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 12. Juli 2011, 14:00 Uhr

im Amtsgericht Cottbus, Gerichtsplatz 2 in Cottbus, 11. Oberge-

schoss, Saal 313, das im Grundbuch von Briesen Blatt 646 ein-

getragene Grundstiick, Bezeichnung gemaR Bestandsverzeich-
nis:

Ifd. Nr. 2, Gemarkung Briesen, Flur 2, Flurstiick 781, Land-
wirtschaftsflache, Guhrower Stralle, GroRe: 465 m?
Gemarkung Briesen, Flur 2, Flurstiick 783, Land-
wirtschaftsflache, Guhrower StraRe, GroRe: 454 m?

versteigert werden.

Bei dem Grundstick handelt es sich laut Gutachten vom

04.03.2010 um zwei unbebaute Flursticke im Landschafts-

schutzgebiet Biospharenreservat Zone I11.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

15.10.2009 eingetragen worden.
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Der Verkehrswert wurde gemaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 22.000,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 59 K 233/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 13. Juli 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus,
Gerichtsplatz 2, I1. Obergeschoss, Saal 313, das im Wohnungs-
grundbuch von Débbrick Blatt 1402 eingetragene Wohnungs-
eigentum versteigert werden;
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 92/1.000 Miteigentumsanteil an Gemarkung Dob-
brick, Flur 2, Flurstiick 289/51, Gebaude- und Freiflache, Am
Feldrain 1, GréRe: 899 gm verbunden mit dem Sondereigentum
an der Wohnung Nr. 2 des Aufteilungsplanes.
Fir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt
(Blatt 1401 bis 1408).
Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den
anderen Miteigentumsanteilen gehdrenden Sondereigentums-
rechte beschrankt.
Sondernutzungsregelungen sind vereinbart.
Sondernutzungsrecht an Pkw-Stellplatz Nr. 3
VerduRerungsbheschrankung: Zustimmung des Verwalters
Ausnahme: ErstveréuBerung durch den derzeitigen Eigentimer.
VerduRerung im Wege der Zwangsvollstreckung durch den Kon-
kursverwalter.
Im Ubrigen wird wegen des Gegenstandes und des Inhalts des
Sondereigentums auf die Eintragungsbewilligung vom
17.08.1994 nebst Feststellung des Notars vom 01.03.1995
(UR-Nr. 2193/94, Notar Dr. Reif8 in Munchen) Bezug genom-
men.
Eingetragen am 28.03.1995.
(Laut vorliegendem Gutachten ist die Wohnung im Erdgeschoss
eines freistehenden, zweigeschossigen, unterkellerten Gebéu-
des, Bj. ca. 1994/1995 gelegen; ca. 44,80 gm WF, 1 Zimmer mit
Kiche, Bad, Flur, Terrasse, vermietet)
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
27.01.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemdl § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 50.000,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 59 K 4/10

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 26. Mai 2011, 9:00 Uhr

im Gerichtsgeb&dude Amtsgericht Millroser Chaussee 55, 15236
Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von Bad
Saarow-Pieskow Blatt 2823 eingetragene Grundstlick, Be-
zeichnung geméaR Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Bad Saarow- Pieskow, Flur 5, Flurstiick

346, GroRe: 598 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
19.01.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 13.200,00 EUR.

Postanschrift: ohne

Beschreibung: unbebautes Grundstlck, befindlich in der
Wohnsiedlung ,,Am Weinberg“

Geschafts-Nr.: 3 K 275/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 26. Mai 2011, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht Miullroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von Bad
Saarow-Pieskow Blatt 2825 eingetragene Grundstiick, Be-
zeichnung geméaR Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Bad Saarow- Pieskow, Flur 5, Flurstiick
348, Grole: 363 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
19.01.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemali § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 13.800,00 EUR.

Postanschrift: ohne

Beschreibung: unbebautes Grundstiick, befindlich in der
Wohnsiedlung ,,Am Weinberg*

Geschafts-Nr.: 3 K 285/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 26. Mai 2011, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht Millroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von Bad
Saarow-Pieskow Blatt 2827 eingetragene Grundstiick, Be-
zeichnung geméaR Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Bad Saarow- Pieskow, Flur 5, Flurstiick
350, GroRe: 675 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
19.01.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 14.800,00 EUR.

Postanschrift: ohne

Beschreibung: unbebautes Grundstiick, befindlich in der
Wohnsiedlung ,,Am Weinberg*

Geschéfts-Nr.: 3 K 295/09

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Dienstag, 31. Mai 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Mll-
roser Chaussee 55, Saal 302, die im Grundbuch von Eisenhiit-
tenstadt Blatt 2554 eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung
geman Bestandsverzeichnis:
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Ifd. Nr. 1, Gemarkung Eisenhuttenstadt, Flur 18, Flurstiick
210/15, Gebdude- und Freifléche, Mittelstr. 11, Gro-
3e: 275 m?

Ifd. Nr. 2, Gemarkung Eisenhlttenstadt, Flur 18, Flurstiick
197/2, Gebéaude- und Freiflache, GroRe: 150 m?

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

24.08.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

Ifd. Nr. 1: 110.000,00 EUR

Ifd. Nr. 2: 11.000,00 EUR.

Nutzung: Ifd. Nr. 1: Wohn- und Geschéftsgrundstiick
Ifd. Nr. 2: Arrondierungsflache
Postanschrift: Schitzenstr. 11, 15890 Eisenhiittenstadt

Im Termin am 15.02.2011 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieRlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Halfte des Grundstlickswertes nicht erreicht hat.
Geschéfts-Nr.: 3 K 207/09

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 31. Mai 2011, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Wohnungsgrundbuch von
Frankfurt (Oder) Blatt 4790 eingetragene Wohnungseigen-
tum, Bezeichnung gemal} Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 33,37/1.000stel Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick der Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 153, Flurstiick 122,
Erholungsflache, Gebdude- und Freiflache, Verkehrsflache,
Mihlenweg 47, 47 a, 47 b, 47 ¢, GroRe: 3.439 m?;
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Eingang |1
im 3. Obergeschoss links nebst Keller, Nr. 13 des Aufteilungs-
planes; fur jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt an-
gelegt Blatt 4778 bis 4834; der hier eingetragene Miteigentums-
anteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen geh6-
renden Sondereigentumsrechte beschrankt.
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
04.08.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 80.000,00 EUR.

Nutzung: zurzeit vermietete 3-Raum-Eigentumswohnung
Postanschrift:  Muhlenweg 47 b, 15232 Frankfurt (Oder)
Geschéfts-Nr.: 3 K 116/10

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Dienstag, 31. Mai 2011, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Mdll-
roser Chaussee 55, Saal 302, die im Grundbuch von Herzberg
Blatt 285 eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung geméaR Be-
standsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Herzberg, Flur 2, Flurstiick 627, GroRe:

2.424 m?

Ifd. Nr. 2, Gemarkung Herzberg, Flur 2, Flurstiick 71, GroRe:
25 m?

Ifd. Nr. 3, Gemarkung Herzberg, Flur 2, Flurstiick 70, GroRe:
3.754 m?

versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
15.10.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

Ifd. Nr. 1: 2.400,00 EUR

Ifd. Nr.2: 200,00 EUR

Ifd. Nr. 3: 50.000,00 EUR.

Nutzung:

Ifd. Nr. 3: zwei Mehrfamilienhauser, ehemalige Gemeindever-

waltung, Stallgebdude und Schuppen (samtlichst leer stehend

und desolat)

Ifd. Nr. 1 und 2: unbebaut

Postanschrift: Am Hudeberg 8 - 10, 15848 Rietz-Neuendorf,
OT Herzberg

Geschéfts-Nr.: 3 K 244/08

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Freitag, 10. Juni 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Bad Saa-
row-Pieskow Blatt 2842 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung geméaRl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Bad Saarow-Pieskow, Flur 5, Flurstiick
365, Gebdude- und Freiflache, Am Weinberg, Gro-
Re: 364 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
08.12.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemali § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 15.300,00 EUR.

unbebautes Grundstlick, befindlich in der Wohn-
siedlung ,,Am Weinberg“

Postanschrift: ohne

Geschafts-Nr.: 3 K 209/09

Nutzung:

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Freitag, 10. Juni 2011, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Bad
Saarow-Pieskow Blatt 2844 eingetragene Grundstiick, Be-
zeichnung gemé&R Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Bad Saarow-Pieskow, Flur 5, Flurstiick
367, Gebaude- und Freiflache, Am Weinberg, Gro-
3e: 428 m?
versteigert werden.
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Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
08.12.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemali § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 16.300,00 EUR.

unbebautes Grundstiick, befindlich in der Wohn-
siedlung ,,Am Weinberg*

Postanschrift: ohne

Geschafts-Nr.: 3 K 219/09

Nutzung:

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Freitag, 10. Juni 2011, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Mll-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Bad Saa-
row-Pieskow Blatt 2840 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung geman Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Bad Saarow-Pieskow, Flur 5, Flurstiick
363, Gebdude- und Freiflache, Am Weinberg, Gro-
Re: 366 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
08.12.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 15.400,00 EUR.

unbebautes Grundstiick, befindlich in der Wohn-
siedlung ,,Am Weinberg*“

Postanschrift: ohne

Geschafts-Nr.: 3 K 229/09

Nutzung:

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Mittwoch, 22. Juni 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Millroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, die im Grundbuch von
Frankfurt (Oder) Blatt 7379 eingetragenen Grundstiicke, Be-
zeichnung geméaR Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 6, Flur 118, Flurstlick 78/1, Grofze: 719 gm
Ifd. Nr. 7, Flur 118, Flurstlick 78/2, Grole: 385 gm
Ifd. Nr. 8, Flur 118, Flurstiick 78/4, Grole: 136 gm
Ifd. Nr. 9, Flur 118, Flurstlick 84/10, GroRe: 211 gm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
04.05.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemdl § 74 a Absatz 5 ZVG wie folgt
festgesetzt:

Ifd. Nr. 6:  23.550,00 EUR

Ifd. Nr. 7: 133.000,00 EUR

Ifd. Nr. 8:  2.200,00 EUR

Ifd. Nr.9:  1.443,00 EUR.

Postanschrift: Frankfurter Weg 12 A, 15234 Frankfurt (Oder)
OT Kliestow

Ifd. Nr. 6 - 8: Einfamilienhaus mit nicht fertig
gestelltem Anbau

Ifd. Nr. 9: unbebaut

Geschéfts-Nr.: 3 K 71/10

Bebauung:

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 22. Juni 2011, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Millroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von
Markgrafpieske Blatt 472 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung geman Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 10, Flur 1, Flurstiick 886, GroRe: 1.483 gm

Flur 1, Flurstiick 841, GroRe: 70 gm

Flur 1, Flurstiick 882, GroRe: 12 gm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
29.07.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal3 § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 91.400,00 EUR.

Postanschrift: Lange Str. 41, 15528 Spreenhagen OT Mark-
grafpieske

Wohnhaus teilunterkellert mit ausgebautem
Dachgeschoss und unterkellertem Anbau, 2 Ne-
bengeb&ude davon 1 mit Anbau. Alle Geb&ude
sind eingeschossig.

Geschéfts-Nr.: 3 K 181/08

Bebauung:

Amtsgericht Liibben

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Montag, 27. Juni 2011, 9:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Libben, Gerichtsstr. 2 - 3,

Erdgeschoss, Saal 11, das im Grundbuch von GolRen Blatt 1729

eingetragene Grundstlick, Bezeichnung gemdfR Bestandsver-

zeichnis:

Gemarkung GolRen, Flur 6, Flurstiick 99, Gebaude- und Freifla-

che, Stadtwall 2, 690 gm

versteigert werden.

Bebauung: Geordnetes baureifes Land, bebaut mit einem Ein-
familienhaus (Baujahr ca. 1900, Modernisierungen
ca. 1999/2000), nicht unterkellert, ausgebautes
Dachgeschoss.

Hinweis: Gemal § 69 Absatz 1 ZVG n. F. ist die Leistung der
Sicherheit durch Barzahlung ausgeschlossen.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

01.09.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 90.000,00 EUR.
AZ:52 K 28/10

Amtsgericht Luckenwalde

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Donnerstag, 14. Juli 2011, 8:00 Uhr
im Gerichtsgebaude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde der im Wohnungsgrund-
buch von Wildau Blatt 2942 eingetragene Miteigentumsanteil,
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
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Ifd. Nr. 1, 116,6110.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Wildau, Flur 3, Flurstlick 765, Geb&ude- und Freifléche, 5.624 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung und einem
Keller im Block 84, im Aufteilungsplan jeweils mit Nr. 12 be-
zeichnet.

Fur jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt
(Wildau Blatt 2863 bis Blatt 2970). Der hier eingetragene Mit-
eigentumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsan-
teilen gehdrenden Sondereigentumsrechte beschrankt.
Sondernutzungsregelungen sind vereinbart.
VerduRerungsheschrankung: Zustimmung des Verwalters.
Ausnahme: ErstverauRRerung durch den derzeitigen Eigentiimer.
VerduRerung durch den Konkursverwalter oder im Wege der
Zwangsvollstreckung.

VerduBerung durch Glaubiger dinglich gesicherter Darlehen,
wenn sie ein von ihnen erworbenes Wohnungseigentum weiter
verduRern.

versteigert werden.

Der Verkehrswert wurde gemaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 91.000,00 EUR.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
13.07.2006 eingetragen worden.

Bei dem Versteigerungsobjekt handelt es sich um das Sonder-
eigentum an der Wohneinheit Nr. 12 im Block 84 im zweiten
Obergeschoss rechts (Treppenhaussicht) nebst dem zugehdrigen
Keller mitder Nr. 12 in dem Mehrfamilienhaus Fliederweg 32 in
15745 Wildau. Zu der Wohnung gehdrt ein Sondernutzungsrecht
an dem Tiefgaragenstellplatz 84/12 in der Tiefgarage der Wohn-
anlage. Die nédhere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht
Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den
Sprechzeiten entnommen werden.

AZ: 17 K 201/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Donnerstag, 14. Juli 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde der im Wohnungsgrund-
buch von Wildau Blatt 2943 eingetragene Miteigentumsanteil,
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 116,61/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grund-
stlick Wildau, Flur 3, Flurstiick 765, Gebaude- und Freiflache,
5.624 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung und einem
Keller im Block 84, im Aufteilungsplan jeweils mit Nr. 13 be-
zeichnet
Fur jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt
(Wildau Blatt 2863 bis Blatt 2970). Der hier eingetragene Mit-
eigentumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsan-
teilen gehdrenden Sondereigentumsrechte beschréankt.
Sondernutzungsregelungen sind vereinbart.
VerduRerungsheschrankung: Zustimmung des Verwalters.
Ausnahme: ErstveréuBerung durch den derzeitigen Eigentumer.
VerduBerung durch den Konkursverwalter oder im \Wege der
Zwangsvollstreckung.
VerauBerung durch Glaubiger dinglich gesicherter Darlehen,
wenn sie ein von ihnen erworbenes Wohnungseigentum weiter
verufern.
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 91.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
13.07.2006 eingetragen worden.

Bei dem Versteigerungsobjekt handelt es sich um das Sonder-
eigentum an der Wohneinheit Nr. 13 im Block 84 im dritten
Obergeschoss links nebst dem zugehdrigen Keller in dem
Mehrfamilienhaus Fliederweg 32 in 15745 Wildau. Zur Woh-
nung gehort ein Sondernutzungsrecht an einem Tiefgaragen-
stellplatz in der Tiefgarage der Wohnanlage. Die nahere Be-
schreibung kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde, Zim-
mer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten ent-
nommen werden.

AZ: 17 K 202/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Donnerstag, 14. Juli 2011, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebaude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde der im Wohnungsgrund-
buch von Wildau Blatt 2906 eingetragene Miteigentumsanteil,
Bezeichnung gemaR Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 59,95/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Wildau, Flur 3, Flurstlick 765, Geb&ude- und Freiflache, 5.624 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung und einem
Keller im Block 82, im Aufteilungsplan jeweils mit Nr. 8 be-
zeichnet
Fir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt
(Wildau Blatt 2863 bis Blatt 2970). Der hier eingetragene Mit-
eigentumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsan-
teilen gehdrenden Sondereigentumsrechte beschrankt.
Sondernutzungsregelungen sind vereinbart.
VerduRerungsbeschrdnkung: Zustimmung des Verwalters.
Ausnahme: ErstveraufRerung durch den derzeitigen Eigentiimer.
VerauBerung durch den Konkursverwalter oder im Wege der
Zwangsvollstreckung.
VerduRerung durch Glaubiger dinglich gesicherter Darlehen,
wenn sie ein von ihnen erworbenes Wohnungseigentum weiter
verdufern.
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 46.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
13.07.2006 eingetragen worden.

Bei dem Versteigerungsobjekt handelt es sich um das Sonder-
eigentum an der Wohneinheit Nr. 8 im Block 82 im zweiten
Obergeschoss Mitte (Treppenhaussicht) nebst dem zugehdrigen
Keller Nr. 8 in dem Mehrfamilienhaus Fliederweg 28 in 15745
Wildau. Zur Wohnung gehort ein Sondernutzungsrecht an dem
Tiefgaragenstellplatz 82/08 in der Tiefgarage der Wohnanlage.
Die nahere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

AZ: 17 K 191/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 14. Juli 2011, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Lindenal-
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lee 16, 14943 Luckenwalde, Saal 1405, der im Wohnungsgrund-
buch von Wildau Blatt 2907 eingetragene Miteigentumsanteil,
Bezeichnung gemal} Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, 95,89/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Wildau, Flur 3, Flurstlick 765, Gebaude- und Freiflache, 5.624 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung und einem
Keller im Block 82, im Aufteilungsplan jeweils mit Nr. 9 be-
zeichnet

Fur jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt
(Wildau Blatt 2863 bis Blatt 2970). Der hier eingetragene Mit-
eigentumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsan-
teilen gehdrenden Sondereigentumsrechte beschrankt.
Sondernutzungsregelungen sind vereinbart.
VerduRerungsbeschrankung: Zustimmung des Verwalters.
Ausnahme: ErstveréufRerung durch den derzeitigen Eigentimer.
VerduBerung durch den Konkursverwalter oder im \Wege der
Zwangsvollstreckung.

VerauBerung durch Glaubiger dinglich gesicherter Darlehen,
wenn sie ein von ihnen erworbenes Wohnungseigentum weiter
verdufern.

versteigert werden.

Bei dem Versteigerungsobjekt handelt es sich um das Sonder-
eigentum an der Wohneinheit Nr. 9 im Block 8 im zweiten Ober-
geschoss rechts (Treppenhaussicht) nebst dem zugehérigen Kel-
ler Nr. 9 in dem Mehrfamilienhaus Fliederweg 28 in 15745 Wil-
dau. Zur Wohnung geh6rt ein Sondernutzungsrecht an dem Tief-
garagenstellplatz 82/9 in der Tiefgarage der Wohnanlage.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
13.07.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 75.000,00 EUR.
AZ: 17 K 192/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 14. Juli 2011, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Mellensee Blatt 845 eingetragene Grundstiick und Geb&ude,
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gebdude auf Gemarkung Mellensee, Flur 1, Flur-
stlick 366/5, Grenzweg, Grofie 718 m?
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Mellensee, Flur 1, Flurstiick 366/5, Ge-
baude- und Freiflache, Grenzweg 18, GroRe 718 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf insgesamt 64.100,00 EUR festgesetzt
worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
25.03.2010 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 15838 Am Mellensee OT Mel-
lensee, Grenzweg 18. Es ist bebaut mit einem Einfamilienhaus
mit Terrasse und Verandaanbau und Nebengebdude. Das einge-
schossige, unterkellerte Wohnhaus wurde ca. 1970 - 1980 ge-
baut. Die n&here Beschreibung kann bei dem Amtsgericht
Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den
Sprechzeiten entnommen werden.

AZ: 17 K75/10

Zwangsversteigerung 3. Termin, keine Grenzen 5/10 und 7/10

Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 14. Juli 2011, 14:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,

Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von

Zossen Blatt 3129 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung ge-

maR Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 7, Gemarkung Zossen, Flur 9, Flurstiick 78, Thomas-
Miintzer-StraBe, Gebaude- und Freiflache, zu
Verkehrsanlagen, gro3 291 m?

Ifd. Nr. 7, Gemarkung Zossen, Flur 9, Flurstiick 88, Thomas-
Miintzer-Stralte, Gebaude- und Freiflache, Wohnen,
grol’ 445 m?

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 256.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
05.01.2009 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in Johnepark 79 ¢, Thomas-
Muntzer-Str., 15806 Zossen. Es ist bebaut mit einem nicht unter-
kellerten, zweigeschossigen Mehrfamilienhaus mit ausgebau-
tem Dachgeschoss und befindet sich auf einem Reihengrund-
stlick. Bj.: 1994, 6 Wohnungen, Wohnfl.: 441 m2. Die néhere Be-
schreibung kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer
1404, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen
werden.

Ein Zuschlag kann auch auf ein Gebot unter 50 % des Verkehrs-
wertes erfolgen.

Im Termin am 29.04.2010 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieRlich des Kapitalwertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte 7/10 des Grundstuickswertes nicht erreicht hat.

AZ: 17 K 373/08

Amtsgericht Neuruppin

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 11. Mai 2011, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816
Neuruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das
im Grundbuch von Wittenberge Blatt 5461 eingetragene
Grundstiick und Miteigentumsanteil, Bezeichnung gemaR Be-
standsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage GroRe

1 28 160/14  Gebaude- und
Gebaudenebenflachen 355 m?

2/ 1/11 (ein elftel) Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
zul
Wittenberge 28 160/19  StraRenverkehrsflachen 280 m?

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
15.01.2010 eingetragen worden.
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Der Verkehrswert wurde gemaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: insgesamt 93.000,00 EUR.

Einzelwerte:

Fur das Grundstiick Gemarkung Wittenberge

Flur 28 Flurstiick 160/14 auf 92.700,00 EUR.

Fur den 1/11 Miteigentumsanteil an Gemarkung Wittenberge
Flur 28 Flurstiick 160/19 auf 300,00 EUR.

Geschéfts-Nr.: 7 K 367/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 25. Mai 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgeb&ude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im
Grundbuch von Roddahn Blatt 252 eingetragene Grundstiick,
Bezeichnung geméaR Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstick Wirtschaftsart und Lage GroRe

1 Roddahn 1 118 Gebdude- und Freiflache, 3.528 m?
Wohnen, Dorfstr.
OT Roddahn 4

laut Gutachter: Wohngrundstiick DorfstraBe 2 A/2 B, 16845
Roddahn, bebaut mit einem Mehrfamilien-
wohnhaus (8WE) und Nebengelass

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

18.03.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 76.000,00 EUR.
Geschafts-Nr.: 7 K 370/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 25. Mai 2011, 10:30 Uhr
im Gerichtsgeb&ude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im
Grundbuch von Wittenberge Blatt 6008 eingetragene Grund-
stlick, Bezeichnung gemaR Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstick Wirtschaftsart und Lage GroRe

1 Wittenberge 14 463/12  Gebdude- und Gebédude-
nebenflachen, Zimmerstr. 9 112 m?

laut Gutachter: Wohngrundstiick in 19322 Wittenberge, Zim-
merstr. 9, bebaut mit einem Reihenendhaus (Bj.
ca. 1900 - 1930, Wohnfl. ca. 79 m?) und einem
Nebengeb&ude

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

24.11.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal3 § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 34.000,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 7 K 317/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 26. Mai 2011, 10:30 Uhr

im Gerichtsgebéaude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das im
Grundbuch von Uenze Blatt 311 eingetragene Grundstiick, Be-
zeichnung gemé&R Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstick Wirtschaftsart und Lage GroRe

3 Uenze 5 35/1 Gebdude- und Freiflache, 1.397 m?
Uenzer Dorfstr. 23

laut Gutachter: Wohngrundstiick Uenzer DorfstraBe 23 in
19339 Plattenburg, OT Uenze, bebaut mit einem
eingeschossigen Einfamilienwohnhaus (Bau-
jahr ca. 1910) und Nebengelass

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

30.06.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 21.000,00 EUR.

Im Termin am 01.06.2010 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschliellich des Kapital-
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Halfte des Grundstiickswertes nicht erreicht
hat.

Geschéfts-Nr.: 7 K 229/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 31. Mai 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-StraRe 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das
im Grundbuch von Wittenberge Blatt 4121 eingetragene
Grundstiick, Bezeichnung gemaR Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstick Wirtschaftsart und Lage GroRe

1 Wittenberge 33 95 Gebdude- und Freiflache, 986 m?
In den Schwarten

versteigert werden.

Laut Gutachter handelt es sich um das mit einem voll unterkel-
lerten, eingeschossigen Einfamilienhaus (Wohnflache ca. 56 m?)
bebaute Grundstiick in 19322 Wittenberge, OT Lindenberg,
Waldhausstral3e 17.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
23.06.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 27.000,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 7 K 175/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 31. Mai 2011, 10:30 Uhr
im Gerichtsgeb&ude des Amtsgerichts Neuruppin in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Strale 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das
im Grundbuch von Meyenburg Blatt 2821 eingetragene Grund-
stlick, Bezeichnung geméaR Bestandsverzeichnis:
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Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage GroRe

1 Meyenburg 5  486/1 Gebéude- und Freiflache 554 m?
ungenutzt, Pritzwalker StralRe

versteigert werden.

Laut Gutachter handelt es sich um das mit einem Geschaftshaus
(Ladeneinheit im EG ca. 106 m? Nutzflache zuziglich Gara-
ge/Lager; Biro Werkstatt, Lager, Sanitarraume im DG) bebaute
Grundstlick in 16945 Meyenburg, Pritzwalker StralRe 1. Das Ob-
jekt ist vermietet.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
03.08.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 95.000,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 7 K 225/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Mittwoch, 8. Juni 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebéaude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, die im
Grundbuch von Schwante Blatt 913 und 915 eingetragenen
Wohnungseigentume

Schwante Blatt 913
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage GroRe

1 575/5000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Schwante 6 40 5.000 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an allen mit Ziffer 1 bezeich-
neten Raumen der Doppelhaushalfte (1) des Aufteilungsplanes fir
jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Blatt 913
bis 919); der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu
den anderen Miteigentumsanteilen gehdrenden Sondereigentum-
srechte beschrénkt; Sondernutzungsrechte sind hinsichtlich der Fl&-
chennutzung vereinbart.
Das Wohnungseigentum ist frei verauerlich und vererblich.
Wegen des Gegenstandes und des Inhalts des Sondereigentums (ein-
schlieRlich der Sondernutzungsrechte) wird auf die Bewilligung
vom 7. Februar 1995 (UR-Nr. 64/1995 des Notars Jurgen, Berlin)
und die Ergdnzung vom 8. Mai 1995 (UR-Nr. 229/1995 des Notars
Jurgen, Berlin), Bezug genommen; Ubertragen aus Blatt 838 am
13.07.1995.

Schwante Blatt 915
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage GroRe

1 575/5000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Schwante 6 40 5.000 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an allen mit Ziffer 3 bezeich-
neten Raumen der Doppelhaushalfte (3) des Aufteilungsplanes fir
jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Blatt
913 bis 919); der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die
zu den anderen Miteigentumsanteilen gehdrenden Sondereigent-
umsrechte beschrankt; Sondernutzungsrechte sind hinsichtlich der
Flachennutzung vereinbart.
Das Wohnungseigentum ist frei verauerlich und vererblich.
Wegen des Gegenstandes und des Inhalts des Sondereigentums (ein-
schlieBlich der Sondernutzungsrechte) wird auf die Bewilligung
vom 7. Februar 1995 (UR-Nr. 64/1995 des Notars Jirgen, Berlin)
und die Ergdnzung vom 8. Mai 1995 (UR-Nr. 229/1995 des Notars
Jirgen, Berlin), Bezug genommen; Ubertragen aus Blatt 838 am
13.07.1995.

laut Gutachter: Eine Doppelhaushélfte in 16727 Oberkramer,
OT Schwante, Miihlenweg 49 (Bj. 1996, Wohnfl.
ca. 186 m?) und eine Doppelhaushélfte in 16727
Oberkrdmer, OT Schwante Am Wiesengrund 2
(Bj. 1996, Wohnfl. ca. 170 m?)

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in die genannten Grundbicher

jeweils am 08.04.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal3 § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

Blatt 913: 189.000,00 EUR

Blatt 915: 170.000,00 EUR.

Geschafts-Nr.: 7 K 50/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 8. Juni 2011, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebéude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im
Grundbuch von Wittenberge Blatt 1022 eingetragene Grund-
stlick, Bezeichnung gemaf Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstick Wirtschaftsart und Lage Grole

2 Wittenberge 15 60 Gebdaude- und Freiflache 385 m?
August-Bebel-Str. 37

laut Gutachter: Grundstiick in 19322 Wittenberge, August-Be-
bel-Str. 37, bebaut mit einem 1993 errichteten
Wohn- und Geschéftshaus, 8 Wohn- und 2 Ge-
werbeeinheiten (Wfl. insgesamt ca. 563 m?, Ge-
werbefl. insgesamt ca. 239 m?)

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

12.08.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert einschlieRlich Zubehdr wurde gemaR § 74 a
Absatz 5 ZVG festgesetzt auf: insgesamt: 437.000,00 EUR. Der
Wert des Zubehdrs wurde daneben auf 3.900,00 EUR festgesetzt.
Geschdfts-Nr.: 7 K 227/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 9. Juni 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im
Grundbuch von Neuruppin Blatt 8989 eingetragene Grundstiick,
Bezeichnung gemé&R Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage GroRe

1 Neuruppin 20 571 Gebéude- und 248 m?
Gebdudenebenflache,
Leineweberstralte 10

laut Gutachten gelegen Leineweberstr. 10 in 16816 Neuruppin,
bebaut mit einem modernisierten MFH (Bj. ca. 1900, Wfl. insg.
ca. 244 m?) und Gerdatehaus

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
12.10.2009 eingetragen worden.
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Der Verkehrswert wurde gemaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 130.000,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 7 K 363/09

Zwangsversteigerung
Zur Aufhebung der Gemeinschaft soll am

Dienstag, 14. Juni 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgeb&ude des Amtsgerichts Neuruppin in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-StraRe 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das
im Grundbuch von Firstenberg Blatt 2678 eingetragene \Woh-
nungseigentum, Bezeichnung geman Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstick Wirtschaftsart und Lage GroRe

1 193,92/1.000 (Einhundertdreiundneunzig, Zweiundneunzig Tau-
sendstel) Miteigentumsanteil an dem Grundstick
Firstenberg 19 293 Steinforder Str. 24 1.437 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der im Erdgeschoss links
gelegenen Wohnung nebst einem Kellerraum, im Aufteilungsplan
mit Nr. 1 bezeichnet.
Das Miteigentum ist durch die Einrdumung der zu den anderen Mit-
eigentumsanteilen (eingetragen in Firstenberg Blatt 2679, 2680
und 2681) gehorenden Sondereigentumsrechte beschrankt. Der
Wohnungseigentimer bedarf zur Verduerung des Wohnungseigen-
tums der Zustimmung der anderen Wohnungseigentiimer. Ausge-
nommen ist die VerduRerung an Ehegatten und Verwandte in gera-
der Linie, Verwandte zweiten Grades in der Seitenlinie, im \Wege der
Zwangsvollstreckung oder durch den Konkursverwalter, an den an
erster Rangstelle eingetragenen Grundpfandrechtsglaubiger sowie
die WeiterverauRerung durch diesen und die Erstverauflerung durch
den teilenden Eigentlimer.

versteigert werden.

Laut Gutachter handelt es sich um eine 3-Zimmer-Eigentums-
wohnung (Wohnfl&che ca. 80 m?) im Erdgeschoss links in der
Steinforder Strale 24 in 16798 Flrstenberg/Havel.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
24.02.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 54.600,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 7 K 88/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 16. Juni 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgeb&ude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das im
Grundbuch von Leegebruch Blatt 2621 eingetragene Grund-
stlick, Bezeichnung gemaR Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstick Wirtschaftsart und Lage GroRe

2 Leegebruch 2 240/1 Gebdude- und Geb&ude- 505 m?
Nebenflachen, Am Back-
Ofenberg 2

(gemé&R Gutachten: bebaut mit einem voll unterkellerten Wohn-
gebdude mit ausgebautem Dachgeschoss
[Bj. 1980, tlw. Modernisierung nach 1990]

mit Anbauten [Bj. 2005] in 16767 Leege-
bruch, Am Backofenberg 2)
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
20.10.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 130.000,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 7 K 132/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 16. Juni 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816
Neuruppin, Karl- Marx- Str. 18a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das
im Grundbuch von Schwante Blatt 1050 eingetragene Grund-
stlick, Bezeichnung geméaR Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstick Wirtschaftsart und Lage GroRe

3  Schwante 4 273 Gebaude- und Freiflache, 616 m?
ungenutzt, Eibenweg 6

laut Gutachten bebaut mit einer teilfertigen Doppelhaushélfte,
gelegen Eibenweg 6 in 16727 Oberkrdmer,
OT Schwante,

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

08.07.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 60.000,00 EUR.
Geschafts-Nr.: 7 K 174/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Donnerstag, 16. Juni 2011, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebéaude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, die im
Grundbuch von Marwitz Blatt 844 eingetragenen Grundstiicke
sowie die im Grundbuch von Marwitz Blatt 799, 800, 801, 802,
803 eingetragenen Miteigentumsanteile, Bezeichnung gemaR
Bestandsverzeichnis:

Marwitz Blatt 844
Nr. Gemarkung Flur Flurstick Wirtschaftsart und Lage GroRe

1 Marwitz 4 186 Gebdude- und Freiflache 236 m?
Am Siebgraben 77

\erkehrsflache 17 m?
Lindenstr.

2  Marwitz 4 256

Marwitz Blatt 799 - 1/8 Miteigentumsanteil -
Nr. Gemarkung Flur Flurstick Wirtschaftsart und Lage GroRe

1 Marwitz 4 224 Verkehrsflache 56 m?
Lindenstr.

Marwitz Blatt 800 - 1/5 Miteigentumsanteil -
Nr. Gemarkung Flur Flurstick Wirtschaftsart und Lage GroRe

1 Marwitz 4 283 Verkehrsflache 61 m?
Am Siebgraben
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Marwitz Blatt 801 - 1/11 Miteigentumsanteil -
Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage GroRe

1 Marwitz 4 225 Verkehrsflache 213 m?
Am Siebgraben

Marwitz Blatt 802 - 1/5 Miteigentumsanteil -
Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage GroRe

1 Marwitz 4 261 Verkehrsflache 113 m?
Am Siebgraben

Marwitz Blatt 803 - 1/14 Miteigentumsanteil -
Nr. Gemarkung Flur Flurstick Wirtschaftsart und Lage GroRe

1 Marwitz 4 195 Verkehrsflache 16 m?
Am Siebgraben

laut Gutachten bebautes Grundstiick (gelegen Am Siebgraben 77
in 16727 Oberkramer, OT Marwitz, bebaut mit einem leer stehen-
den, zweigeschossigen Reihenendhaus und einer Garage) und
Miteigentumsanteile an Verkehrsflachen,

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
31.07.2006 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
fur das Versteigerungsobjekt in Blatt 844:

Grundstick Ifd. Nr. 1 des Bestandsverzeichnisses auf
86.500,00 EUR und

Grundstiick Ifd. Nr. 2 des Bestandsverzeichnisses auf
2.900,00 EUR,

die Miteigentumsanteile in Blatt 799: auf 35,00 EUR; in
Blatt 800: auf 61,00 EUR; in Blatt 801: auf 96,00 EUR; in
Blatt 802: auf 113,00 EUR; in Blatt 803: auf 6,00 EUR, insge-
samt damit 89.711,00 EUR

Geschafts-Nr.: 7 K 44/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 29. Juni 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im
Grundbuch von Muhlenbeck Blatt 1439 eingetragene Grund-
stlick, Bezeichnung gemaf Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage GroRe

1 Mihlenbeck 1 245/77  Gebaude- und Freiflache 1.361 m?
Schmachtenhagener Str. 5

laut Gutachter: Wohngrundstiick in 16567 Muhlenbecker Land,
OT Miihlenbeck, Schmachtenhagener Strafe 5,
bebaut mit einem Einfamilienhaus (Bj. ca.
1922/23, Modernisierung und Sanierung zw.
1990 - 2005, WHl. ca. 126 m?)

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

12.07.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: insgesamt: 113.000,00 EUR.

Der Wert des Zubehors (Einbaukiiche) wurde daneben auf
2.500,00 EUR festgesetzt.
Geschafts-Nr.: 7 K 180/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 29. Juni 2011, 10:30 Uhr
im Gerichtsgeb&ude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das im
Grundbuch von Glienicke Blatt 4405 eingetragene Teileigentum,
Bezeichnung geméaR Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstick Wirtschaftsart und Lage GroRe

1 63,833/1.000.000 Miteigentumsanteil an
an dem vereinigten Grundstiick, bestehend aus

Glienicke 1 448/1 532 m?
Glienicke 1 448/2 Niederstrale 1.304 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Einheit Nr. 6 des Auftei-
lungsplanes.

Fur jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Blatt
4400 bis Blatt 4412).

Der hier eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den an-
deren Miteigentumsanteilen gehdrenden Sondereigentumsrechte
beschrénkt.

Sondernutzungsrechte an Kfz-Stellplatzen und Grundstiicksflachen
sind vereinbart.

VerauRerungshbeschrankung: Zustimmung des Verwalters
Ausnahmen: ErstverduBerung durch den derzeitigen Eigentumer
bei VeréuRerung an den Ehegatten, Verwandte in gerader Linie, Ver-
wandte zweiten Grades in der Seitenlinie oder bei einer VerduRe-
rung im Wege der Zwangsvollstreckung oder durch den Konkurs-
verwalter

(gemdR Gutachten: Gewerbeeinheit im 1. OG [NF: 78,04 m?
nebst Kellerraum [NF: 3,44 m?] in einem Wohn- u. Geschafts-
haus [Bj. 1995] in 16548 Glienicke, Niederstr. 45)

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
08.10.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 98.000,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 7 K 261/10

Zwangsversteigerung
Zur Aufhebung der Gemeinschaft soll am

Mittwoch, 13. Juli 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebaude des Amtsgerichts Neuruppin in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Strae 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das
im Grundbuch von Grol3 L iiben Blatt 495 eingetragene Grund-
stick, Bezeichnung gemé&R Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage GroRe

1 GroRLiben 11 56/4 Ackerland; Waldflache  44.514 m?
sonstige Nutzung Bérenluch

(gemé&R Gutachten: unbebautes Grundstiick [Flachen der Land-
und Forstwirtschaft] in der Gemarkung GroR Liben, 19336 Bad
Wilsnack GT Grol? Lilben)

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
23.10.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 8.900,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 7 K 371/09
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Amtsgericht Potsdam

Zwangsversteigerung/keine Grenzen (5/10 und 7/10)
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 30. Mai 2011, 12:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, Il. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch
von Brandenburg Blatt 9477 eingetragene Grundstiick, Be-
zeichnung geméaR Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 3, Flur 105, Flurstiick 507, Geb&aude- und Freiflache,

Friedrichshafener Strale 8, grof3: 4.144 m?,
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 440.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 21. August 2008 ein-
getragen worden.

Das Grundstlick mit einer eingeschossigen Produktions- und
Lagerhalle mit Biirotrakt bebaut.

Im Termin am 27. Januar 2011 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot die Halfte des \erkehrswertes
nicht erreicht hat.

AZ: 2 K 304/08

Zwangsversteigerung / keine Grenzen (5/10 und 7/10)
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 1. Juni 2011, 12:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, Il. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch
von Bruck Blatt 2577 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
geman Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Briick, Flur 1, Flurstlick 436, Gebaude-

und Freiflache Wohnen, 300 m?,
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 68.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 26. April 2006 einge-
tragen worden.

Das Grundstiick mit der postalische Anschrift: Sechsrutenweg 3 B,
ist mit einer Doppelhaushélfte (Bj. ca. 1997, Wfl. ca. 89 m?)
nebst Carport bebaut.

Im Termin am 18. Oktober 2007 ist der Zuschlag versagt wor-
den, weil das abgegebene Meistgebot die Halfte des Verkehrs-
wertes nicht erreicht hat.

AZ: 2 K 44/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Dienstag, 7. Juni 2011, 10:30 Uhr
im Gerichtsgeb&ude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, Il. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch
von Damsdorf Blatt 1395 eingetragenen Grundstiick, Bezeich-
nung gemaRl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1:  Gemarkung Damsdorf, Flur 3, Flurstiick 165, Ge-

baude- und Freiflache Wohnpark Havelland 56, grof3
510 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 155.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 13.10.2010 eingetra-
gen worden.

Das Grundstuck ist mit einer unterkellerten Doppelhaushalfte
und einer Garage bebaut (Bj. 1994, Wfl. ca. 111 m?).
AZ:2 K 310/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 7. Juni 2011, 12:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467
Potsdam, Saal 304.1 (im 2. Obergeschoss), das im Grundbuch
von Brieselang Blatt 602 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung geméaRl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Brieselang, Flur 3, Flurstiick 112, Ge-

baude- und Gebaudenebenflachen, Heideweg 10 a,

grof3: 1.725 m?
versteigert werden.
Bei dem Versteigerungsobjekt handelt es sich um ein Zweifami-
lienwohnhaus, Baujahr ca. 1932, saniert und modernisiert ca.
1998, mit Keller-, Erd-, Ober- und ausgebautem Dachgeschoss.
Das Haus hat ca. 246 m? Wohn- bzw. Nutzflache, aufgeteilt auf
die Wohnung im Erdgeschoss mit ca. 73 m? Wohnflache, die
Wohnung im Ober- und Dachgeschoss (Maisonette) mit ca.
95 m? Wohnfléche und die Flure, Treppen und den Keller mit ca.
78 m?. Gartennutzung beider Wohnungen. Beschreibung geman
Gutachten - ohne Gewéhr.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
20.05.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 178.000,00 EUR.
AZ:2 K 156/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Donnerstag, 9. Juni 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgeb&ude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, I1. Obergeschoss, Saal 310,

1. die im Grundbuch von Briick Blatt 155 eingetragenen Grund-

stlicke, Bezeichnung gemaR Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 6:  Gemarkung Briick, Flur 1, Flurstiick 265, G, grof3:
876 m?

Ifd. Nr. 7 Gemarkung Briick, Flur 1, Flurstiick 207/1, Geb&u-
de- und Freiflache Wohnen, Brandenburger Strae 5,
grof3: 99 m?

Ifd. Nr. 8:  Gemarkung Bruick, Flur 1, Flursttick 630, Gebdude-
und Freifl&che, Brandenburger Str. 6, grof3: 71 m?

11. das im Wohnungsgrundbuch von Briick Blatt 2665 einge-
tragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemaR Bestandsver-
zeichnis:
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Ifd. Nr. 1:  500/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Briick, Flur 1, Flurstiick 206/5, Garten-
land, groR: 534 m?
Gemarkung Brick, Flur 1, Flurstlick 208, Gebaude-
und Freiflache, grof3: 972 m?
Gemarkung Brick, Flur 1, Flurstiick 545, Gebaude-
und Freiflache, grof3: 44 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Wohn-
geb&ude Nr. 1 des Aufteilungsplanes; mit der Garage Nr. 3 und
dem Gartenhaus Nr. 8 des Aufteilungsplanes.

111. das im Teileigentumsgrundbuch von Briick Blatt 2666 einge-
tragene Teileigentum, Bezeichnung geméR Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1:  500/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Briick, Flur 1, Flurstiick 206/5, Garten-
land, groR: 534 m?
Gemarkung Briick, Flur 1, Flurstiick 208, Gebédude-
und Freiflache, grof3: 972 m?
Gemarkung Brick, Flur 1, Flurstlick 545, Gebaude-
und Freiflache, grof3: 44 m?
verbunden mit dem Sondereigentum im Gebdude Biro und
Lager Nr. 4, Geb&dude Montagehalle Nr. 5, Werkstatt/Maschi-
nengeb&ude Nr. 6 und Werkstatt Nr. 7 des Aufteilungsplanes.

versteigert werden.
Die Verkehrswerte sind auf:

- insgesamt 15.300,00 EUR flr die Grundstiicke in Blatt 155
Es entfallen auf:

Ifd. Nr. 6 des BV - Flurstiick 265: 300,00 EUR
Ifd. Nr. 7 des BV - Flurstiick 207/1: 6.000,00 EUR
Ifd. Nr. 8 des BV - Flurstiick 630: 9.000,00 EUR.

- 100.000,00 EUR fiir die Wohnung Blatt 2665
- 80.000,00 EUR fir das Teileigentum Blatt 2666

festgesetzt worden.

Die Zwangsversteigerungsvermerke sind am 02.06.2010 einge-
tragen worden.

Die Versteigerungsobjekte befinden sich in der Brandenburger
Strae 5, 14822 Briick.

Das Flurstlick 207/1 umfasst die befestigte Einfahrt rechts neben
dem Wohnhaus, die als Grundstiickszufahrt und Abstellflache
genutzt wird. Das Flurstlick 630 ist mit einem Torhaus fast voll-
stdndig Uberbaut, das sich links neben dem Wohnhaus befindet.
Das Flurstiick 265 ist eine Griinlandflache, die ca. 200 m ent-
fernt vom Stadtrand von Briick in der Nahe der Brandenburger
StraRe gelegen ist. Sie verfligt nicht tiber eine direkte Anbindung
zur Strafe.

Das Wohnungseigentum Blatt 2665 umfasst das Sondereigen-
tum an dem Einfamilienhaus (Bj. ca. 1930), der Garage und dem
Gartenhaus.

Das Teileigentum Blatt 2666 bezieht sich auf das Biiro und Lager,
eine Montagehalle sowie zwei Werkstétten. Die Montagehalle
und die Werkstétten bilden zusammen einen Geb&udekomplex.
AZ:2 K 160/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 9. Juni 2011, 10:30 Uhr

im Hauptgeb&ude des Amtsgerichts in 14467 Potsdam, Hegelal-
lee 8 im Saal 304.1, II. Obergeschoss, das im Grundbuch von
Teltow Blatt 4773 eingetragene Grundstlick, Bezeichnung ge-
maR Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Teltow, Flur 9, Flurstiick 604, Gebaude-
und Freiflache, Birkenweg 8, grof3: 836 m?,
versteigert werden.
Das Grundstiick Birkenweg 8 in 14513 Teltow liegt im AuRRen-
bereich und ist mit einem Bungalow (etwa 90 m? Wohnfléche;
Reparaturstau) und einem Nebengebdude bebaut. Zu der Erwei-
terung der Gartenlaube im Jahre 1966 zu einem Wohnhaus liege
eine Baugenehmigung vor. Die Beschreibung entstammt dem
Gutachten und erfolgt ohne Gewéhr.

Der Verkehrswert wurde gemdaR § 74 a Absatz 5 ZVG auf
55.000,00 EUR festgesetzt.

Der Versteigerungsvermerk ist am 12.04.2010 in das genannte
Grundbuch eingetragen worden.
AZ: 2 K 424/09

Zwangsversteigerung - ohne Grenzen 5/10 und 7/10
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 9. Juni 2011, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467
Potsdam, Saal 304.1 (im 2. Obergeschoss), das im Grundbuch
von Rathenow Blatt 6038 eingetragene Grundstlick, Bezeich-
nung geman Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Rathenow, Flur 34, Flurstiick 182, Ge-
baude- und Geb&udenebenflachen, Schopenhauer-
straBe 1, 663 m?
versteigert werden.
Das Eckgrundstiick ist mit einem Wohn- und Geschéftshaus mit
Anbau, Baujahr ca. 1910, Sanierung 2000, bebaut. Die Wohn-
flache betréagt ca. 605 m? und die gewerbl. Nutzflache betrégt ca.
123 m?. Beschreibung gemaR Gutachten - ohne Gewahr.
Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
02.12.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 470.000,00 EUR.

Im Termin am 17.11.2010 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlielich des Kapital-
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen
bleibenden Rechte die Halfte des Verkehrswertes nicht er-
reicht hat.

AZ: 2 K 396/09

Zwangsversteigerung - keine Grenzen (5/10 und 7/10)
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 14. Juni 2011, 9:00 Uhr

im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 14467 Potsdam, 2. Ober-
geschoss, Saal 310, das im Grundbuch von Brandenburg
Blatt 17268 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemal Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 4:  Flur 85, Flurstliick 103, Gebaude- und Freiflache,

Krakauer Landstr. 30, grof3: 3.001 m?
versteigert werden.
Laut Gutachten ist das Grundstiick im hinteren Teil mit einer um
1890 errichteten Fabrikantenvilla (denkmalgeschiitzt, Moderni-



640 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 14 vom 13. April 2011

sierung 1996/1997, 3 Wohneinheiten), im Bereich der Stral3e mit
einem Pfortnergebdude (denkmalgeschiitzt) und einer ehemali-
gen Trafostation bebaut.

Der Versteigerungsvermerk wurde am 16.02.2009 in das ge-
nannte Grundbuch eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 220.000 EUR.

Im Termin am 07.10.2010 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschliel}lich der Ersatz-
werte der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen
bleibenden Rechte 7/10 des Grundstuickswertes nicht erreicht
hat.

AZ: 2 K 21/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 21. Juni 2011, 10:30 Uhr

im Gerichtsgeb&ude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, 1l. Obergeschoss, Saal 304.1, das im Grund-
buch von Brandenburg Blatt 21184 eingetragene Grundstlick,
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Brandenburg, Flur 91, Flurstiick 1351,

Gebaude- und Freiflache, Rusternweg, 550 m?
versteigert werden.
Das Grundstuck liegt Risternweg 27 in 14776 Brandenburg an
der Havel. Es ist bebaut mit einem 2004 errichteten, freistehen-
den, eingeschossigen, nicht unterkellerten massiven Architek-
ten-Einfamilienhaus mit Fertig-Garage und Carport. Beschrei-
bung geméR Gutachten - ohne Gewahr.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 12.02.2009 eingetra-
gen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 160.000,00 EUR.
AZ: 2 K 36/09

Zwangsversteigerung - ohne Grenzen 5/10 und 7/10
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 21. Juni 2011, 12:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467
Potsdam, Saal 304.1 (im 2. Obergeschoss), das im Grundbuch
von GroRwudicke Blatt 145 eingetragene Grundstiick, Be-
zeichnung gemé&R Bestandsverzeichnis:
Ifd.Nr. 2, Gemarkung GroRBwudicke, Flur 4, Flurstiick 94, Ge-

baude- und Freiflache, Wohnen, Hauptstr. 29, 706 m?
versteigert werden.
Es handelt sich um ein Eckgrundstiick mit einem freistehendes
Einfamilienhaus mit 112,00 m? Wohnfl&che, Baujahr ca. 1900,
umfassende Modernisierung 1992/93 und Nebengebduden. Be-
schreibung gemaR Gutachten - ohne Gewahr.
Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
11.03.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 130.000,00 EUR.

Im Termin am 17.09.2010 ist der Zuschlag versagt worden,
weil das abgegebene Meistgebot einschlieRlich des Kapital-

wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen
bleibenden Rechte die Hélfte des Verkehrswertes nicht er-
reicht hat.

AZ:2 K 66/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 29. Juni 2011, 9:00 Uhr

im Hauptgebdude des Amtsgerichts in 14467 Potsdam, Hegel-
allee 8 im Saal 304.1, 1. Obergeschoss, das im Grundbuch von
Fichtenwalde Blatt 237 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemaRl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Fichtenwalde, Flur 3, Flurstiick 66,

Gebaude- und Freiflache, Wilmersdorfer Strafle 69,

grof3: 910 m?,
versteigert werden.
Das Grundsttick Wilmersdorfer Strae 69 in 14547 Beelitz Orts-
teil Fichtenwalde ist mit einem Wohnhaus bebaut. Das Haus ist
als Zweifamilienhaus genehmigt, wird aber noch als Einfami-
lienhaus genutzt (Teil-Schlussabnahme 2001). Das Erdgeschoss
verfigt Uber etwa 131 m? Wohnfl&che, das Dachgeschoss uber
etwa 87 m? (abzgl. Heizraum). Der Dachausbau wurde vorberei-
tet. Die Einbaukiiche wird nicht mitversteigert. Die Beschrei-
bung entstammt dem Gutachten vom 10.09.2010 und erfolgt
ohne Gewéhr.

Der Verkehrswert wurde gemd § 74 a Absatz 5 ZVG auf
244.000,00 EUR festgesetzt.

Der Versteigerungsvermerk ist am 28.04.2010 in das genannte

Grundbuch eingetragen worden.
AZ:2 K129/10

Amtsgericht Strausberg

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 6. Juni 2011, 13:30 Uhr

im Gerichtsgebdude, KlosterstraRe 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Grundbuch von Letschin Blatt 403 eingetragene
Grundstlick, Bezeichnung geméaR Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 6, Gemarkung Letschin, Flur 4, Flurstiick 496, Geb&u-

de- und Freiflache, Meisterstrale 1 d, GroRe 713 m?
laut Gutachten vom 28.11.2008: Grundstlick mit 2-geschossi-
gem Einfamilienhaus mit Anbau, nicht unterkellertes Massiv-
haus, mittlerer Ausstattungsstandard (u. a. FuRbodenheizung),
Baujahr ca. 1998, Wohnflache ca. 106 m? gepflegter Zustand,
aber tlw. Méngel bzw. Fertigstellungsarbeiten, Nebengeb&dude:
Holzschuppen, das Wohnhaus {iberbaut tlw. das Nachbargrund-
stiick,
Lage: Meisterstrale 1 d, 15324 Letschin
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
27.08.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 99.000,00 EUR.
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Im Termin am 13.12.2011 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Halfte des Grundstiickswertes
nicht erreicht hat.

AZ:3 K 151/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Dienstag, 7. Juni 2011, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude, KlosterstraBe 13, in 15344 Strausberg, im

Saal 1, die im Grundbuch von Angermiinde Blatt 3681 eingetra-

genen Grundstlicke, Bezeichnung gemaR Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 20, Gemarkung Angermiinde, Flur 11, Flurstiick 260/3,
Gebéude- und Freiflache, Rudolf-Breitscheid-Str.,
Grolie 33 m?

Ifd. Nr. 21, Gemarkung Angerminde, Flur 11, Flurstiick 260/4,
Gebdude- und Freiflache, Rudolf-Breitscheid-Str.
74,75, 76, 77, Grole 2.717 m?

Ifd. Nr. 26, Gemarkung Angermiinde, Flur 11, Flurstiick 284/1,
Gebaude- und Freiflache, Am Plattenwerk, GroRe
1m?

Ifd. Nr. 27, Gemarkung Angerminde, Flur 11, Flurstiick 284/2,
Gebdude- und Freiflache, Rudolf-Breitscheid-
Str. 78, GrolRe 174 m?

Ifd. Nr. 35, Gemarkung Angerminde, Flur 11, Flurstiick
420/12, Geb&ude- und Freiflache, Rudolf-Breit-
scheid-Str. 74, 75, 76, 77, 78, Grofie 231 m?

laut Gutachten: bebaut mit Mehrfamilienhaus, Bj. ca. 1960,

unterkellert, 4 \ollgeschosse, 5 Aufgdnge mit insgesamt

40 Wohnungen (3-Raum-Wohnungen mit ca. 59 m?), nach 1990

u. a. Dachdeckung, D&mmfassade, Fenster, Heizung, Balkon-

einfassung, tlw. vermietet, 8 Wohnungen als Leerstand

Lage: 16278 Angermiinde, Rudolf-Breitscheid-Str. 74 - 78

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

26.08.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt:

fir das Flurstiick 260/3 auf 500,00 EUR
fir das Flurstiick 260/4 auf 389.000,00 EUR
flr das Flursttick 284/1 auf 16,00 EUR
flr das Flurstlick 284/2 auf 2.800,00 EUR
flr das Flurstlick 420/12 auf 3.700,00 EUR.

AZ:3 K 322/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Dienstag, 7. Juni 2011, 10:30 Uhr

im Gerichtsgebdude, KlosterstraBe 13, in 15344 Strausberg, im

Saal 1, die im Grundbuch von Angermiinde Blatt 3681 eingetra-

genen Grundstlcke, Bezeichnung gemaR Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 22, Gemarkung Angermiinde, Flur 11, Flurstiick 260/5,
Gebaude- und Freiflache, Rudolf-Breitscheid-
Str. 79, 80, 82, 93, GrolRe 3.158 m?

Ifd. Nr. 25, Gemarkung Angerminde, Flur 11, Flurstiick 262/2,
Gebaude- und Freiflache, Rudolf-Breitscheid-
Str. 81, GrolRe 670 m?

Ifd. Nr. 28, Gemarkung Angermiinde, Flur 11, Flurstiick 284/3,
Gebaude- und Freiflache, Am Plattenwerk, GroRe
107 m?

Ifd. Nr. 34, Gemarkung Angermiinde, Flur 11, Flurstiick
420/11, Gebadude- und Freiflache, Rudolf-Breit-
scheid-Str., GroRe 11 m?

laut Gutachten: bebaut mit Mehrfamilienhaus, Bj. ca. 1960,

unterkellert, 4 \ollgeschosse, 5 Aufgdnge mit insgesamt

40 Wohnungen (liberwiegend 3-Raum-Wohnungen mit ca. ca.

59 m? 1 2-Raum-Wohnung mit ca. 44,08 m? und 1 4-Raum-

Wohnung mit ca. 73,98 m?), nach 1990 u. a. Dachdeckung,

Dé&mmfassade, Fenster, Heizung, Balkoneinfassung, tlw. ver-

mietet, 5 Wohnungen als Leerstand

Lage: 16278 Angermiinde, Rudolf-Breitscheid-Str. 79 - 83

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

26.08.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt:

fir das Flurstiick 260/5 auf 392.000,00 EUR
flr das Flurstilick 262/2 auf 10.700,00 EUR
flr das Flurstlick 284/3 auf 1.700,00 EUR
flr das Flurstiick 420/11 auf 200,00 EUR.

AZ:3K12/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Dienstag, 7. Juni 2011, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude, KlosterstraBe 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, die im Grundbuch von Angermiinde Blatt 3681 eingetra-
genen Grundstiicke, Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 23, Gemarkung Angermiinde, Flur 11, Flurstiick 260/6,
Gebaude- und Freiflache, Rudolf-Breitscheid-Str.
84, 87, 88, GroRRe 2.779 m?
Ifd. Nr. 24, Gemarkung Angermiinde, Flur 11, Flurstiick 262/1,
Gebaude- und Freiflache, Rudolf-Breitscheid-
Str. 85, 86, GroRe 575 m?
laut Gutachten: bebaut mit Mehrfamilienhaus, Bj. ca. 1960,
unterkellert, 4 V\ollgeschosse, 5 Aufgdnge mit insgesamt
40 Wohnungen (3-Raum-Wohnungen mit ca. 59 m?), nach 1990
u. a. Dachdeckung, Ddmmfassade, Fenster, Heizung, Balkon-
einfassung, tiw. vermietet, 4 Wohnungen als Leerstand
Lage: 16278 Angermiinde, Rudolf-Breitscheid-Str. 84 - 88
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
26.08.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt:
flr das Flursttick 260/6 auf 390.000,00 EUR
fur das Flurstiick 262/1 auf 9.200,00 EUR.
AZ:3K22/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Dienstag, 7. Juni 2011, 15:00 Uhr
im Gerichtsgebdude, KlosterstraBe 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, die im Grundbuch von Angermiinde Blatt 3681 eingetra-
genen Grundstlicke, Bezeichnung gemaR Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 29, Gemarkung Angerminde, Flur 11, Flurstiick 284/4,
Gebdude- und Freiflache, Am Plattenwerk, GroRe
15m?
Ifd. Nr. 36, Gemarkung Angermiinde, Flur 11, Flurstiick 420/13,
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Gebdude- und Freifléche, Rudolf-Breitscheid-Str. 89,
90, 91, 92, 93, Grofke 2.960 m?
laut Gutachten: bebaut mit Mehrfamilienhaus, Bj. ca. 1960,
unterkellert, 4 \ollgeschosse, 5 Aufgénge mit insgesamt
40 Wohnungen (3-Raum-Wohnungen mit ca. 59 m?), nach 1990
u. a. Dachdeckung, Dammfassade, Fenster, Heizung, Balkon-
einfassung, tiw. vermietet, 6 Wohnungen als Leerstand
Lage: 16278 Angerminde, Rudolf-Breitscheid-Str. 89 - 93
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
26.08.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt:
flir das Flurstilick 284/4 auf 200,00 EUR
fir das Flurstiick 420/13 auf 391.000,00 EUR.
AZ:3K32/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 16. Juni 2011, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude, KlosterstraBe 13, in 15344 Strausberg, im

Saal 2, das im Wohnungsgrundbuch von Petershagen Blatt 4144

eingetragene Wohnungseigentum, Bezeichnung geméan Bestands-

verzeichnis:

Ifd. Nr. 1, 1.664,3756/10.000 Miteigentumsanteil an dem
Grundstiick Gemarkung Petershagen, Flur 4, Flur-
stiick 872, Tasdorfer Str. 20, Gebaude- und Frei-
flache, GroRe 1.500 m?

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung Nr. 04 des

Aufteilungsplanes; dem hier eingetragenen Wohnungseigentum

steht das Sondernutzungsrecht am Keller und Kfz-Stellplatz - je-

weils Nr. 4 des Aufteilungsplanes - zu.

laut Gutachten: Sondereigentum an einer 2-Zimmer-Wohnung

im 1. OG eines Mehrfamilienhauses Baujahr Mitte der 1990er

Jahre, Kellerraum und Kfz-Stellplatz, ca. 61,75 m?, zurzeit ver-

mietet

Lage: 15370 Petershagen/Eggersdorf, Tasdorfer Strale 20

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

08.09.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 57.000,00 EUR.
AZ: 3K 395/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 16. Juni 2011, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude, KlosterstralRe 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Grundbuch von Altranft Blatt 697 eingetragene
Grundstlick, Bezeichnung gemaR Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Altranft, Flur 3, Flurstlick 825, Gebau-
de- und Freiflache, Am Waldrand 5, GroRe: 562 m?
laut Gutachten: Grundstlick, bebaut mit einem voll unterkeller-
ten Einfamilienhaus und voll ausgebautem DG, Garage und Car-
port, Baujahr ca. 1997, eigengenutzt
Lage: 16259 Bad Freienwalde OT Altranft, Am Waldrand 5
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
25.06.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 150.000,00 EUR.
AZ: 3K 266/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 16. Juni 2011, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude, KlosterstralBe 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Grundbuch von Schwedt Blatt 3632 eingetrage-
ne Grundstlick, Bezeichnung gemaR Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Schwedt, Flur 34, Flurstiick 188/3, Ge-
bdude- und Freiflache, Lerchenwinkel 10, GroRe:
1.125 m?
laut Gutachten:
Grundstiick, bebaut mit einem nicht unterkellerten, zweige-
schossigen Einfamilienhaus- Leichtbauweise, Baujahr ca. 1998,
ca. 150 m* Wohnflache, Carport, eigengenutzt.
Die Begutachtung erfolgte von der Grundsticksgrenze durch
Inaugenscheinnahme.
Lage: 16303 Schwedt OT Heinersdorf, Lerchenwinkel 10
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
03.09.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 120.000,00 EUR.
AZ: 3K 365/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 20. Juni 2011, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude, KlosterstralRe 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Grundbuch von Ruhlsdorf Blatt 850 eingetrage-
ne Grundstiick, Bezeichnung geméaR Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Ruhlsdorf, Flur 4, Flurstiick 363, Gebéu-

de- und Freiflache, Dorfstralle 57, GroRe 2.676 m?
laut Gutachten: mit Wohnhaus (Baujahr 1900, teilweise saniert
und modernisiert, ca. 222 m?\Wohnflache, 2 Wohnungen im Erd-
geschoss und 2 Wohnungen im Dachgeschoss) und Nebenge-
bauden (Kleinwohnhaus, Schuppen, Stall, 2 Garagen) bebaut.
Lage: Dorfstrale 57, 16348 Marienwerder OT Ruhlsdorf
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
15.06.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 101.000,00 EUR.
AZ: 3K 621/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 21. Juni 2011, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude, KlosterstralBe 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Grundbuch von Melchow Blatt 339 eingetragene
Grundstlck, Bezeichnung geméaR Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Melchow, Flur 1, Flurstiick 321, GroRe

1.101 m?
laut Gutachten: bauplanungsrechtlich im Innenbereich und im
FNP als Mischbauflache dargestellt, bebaut mit Bungalow
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Lage: 16239 Melchow, Eberswalder StraRe 73

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
14.07.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 20.000,00 EUR.
AZ: 3K 200/10

Zwangsversteigerung
Zur Aufhebung der Gemeinschaft soll am

Montag, 27. Juni 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebaude, Klosterstr. 13 in 15344 Strausberg, im Saal 1,
das im Grundbuch von Tiefensee Blatt 126 eingetragene
Grundstlick, Bezeichnung gemé&R Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1,
Gemarkung Tiefensee, Flur 1, Flurstiick 28, Waldfl&che, GréRe
444 m?,
Gemarkung Tiefensee, Flur 1, Flurstiick 30, Waldfl&che, GréRe
11.542 m?
Gemarkung Tiefensee, Flur 2, Flurstiick 127, Landwirtschafts-
flache, Ackerland, GroRe 50 m?
Gemarkung Tiefensee, Flur 2, Flurstiick 128, Landwirtschafts-
flache, Ackerland, GroRRe 145 m?
Gemarkung Tiefensee, Flur 2, Flurstiick 146, Waldflache, Gro-
e 11.396 m?
Gemarkung Tiefensee, Flur 3, Flurstiick 7/2, Gebdude- und Frei-
flache, Wohnen, Bahnhofssiedlung 2, Grofie 3.516 m?
laut Gutachten: Flurstiick 7/2 bebaut mit Neubauernhaus, Bauj.
zw. 1946 - 1950, schlechter Zustand, Wohnfléche ca. 170 m?, tlw.
unterkellert; minderwertiger Imbissstand; Flurstiicke 28, 30,
127, 128, 146 Waldflache
Lage: des Flurstiicks 7/2 Bahnhofsiedlung 2, 16356 Wer-
neuchen, OT Tiefensee
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
10.03.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 16.000,00 EUR.
AZ: 3 K 49/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 29. Juni 2011, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude, KlosterstralRe 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Grundbuch von Frauenhagen Blatt 318 einge-
tragene Grundstiick, Bezeichnung geméal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 36, Gemarkung Frauenhagen, Flur 5, Flurstiick 34/1,
Gebéude- und Freifldche, Gewerbe und Industrie,
Neue Dorfstralle 2, GroRRe 3.965 m?
laut Gutachten: unbebaute Baulandflache
Lage: Neue Dorfstrale 2, 16278 Angermiinde OT Frauenhagen
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
25.11.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 36.000,00 EUR.
AZ: 3 K588/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Mittwoch, 29. Juni 2011, 12:00 Uhr

im Gerichtsgebdude, KlosterstralRe 13, in 15344 Strausberg, im

Saal 1, die im Grundbuch von Bad Freienwalde Blatt 2774 ein-

getragenen Grundstlicke, Bezeichnung gemaR Bestandsver-

zeichnis:

Ifd. Nr. 12, Gemarkung Bad Freienwalde, Flur 15, Flurstiick 395,
Gebaude- und Freiflache, Berliner Str., GroRe
4.474 m?

Ifd. Nr. 13, Gemarkung Bad Freienwalde, Flur 15, Flurstiick 396,
Gebdude- und Freiflache, August-Heese-Str., Grole
3.898 m?

Ifd. Nr. 14, Gemarkung Bad Freienwalde, Flur 15, Flurstiick 397,
Gebaude- und Freiflache, Berliner Str., GroRe
2.822m?

Ifd. Nr. 15, Gemarkung Bad Freienwalde, Flur 15, Flurstlick 398,
Gebdude- und Freiflache, August-Heese-Str., Grole
2.968 m?

laut Gutachten vom 10.12.2007:

Flurstiick 395:

Hauptgebédude 1 - ehem. Krankenhaus, Baujahr ca. Ende 1930,

Bauhausstil, nach Umnutzung MFH (Gesamtanlage 31 WE),

mit u. a. KG-Rohbauzustand;

Hauptgebdude 2 - ehem. Krankenhaus, Baujahr 1910/1920,

Jugendstil, nach Umnutzung MFH (Gesamtanlage 31 WE);

Hauptgebdude 3 - ehem. Krankenhaus, Baujahr ca. 1910/20,

Jugendstil, nach Umnutzung MFH (Gesamtanlage 31 WE);

alle Hauptgebaude: mit u. a. erheblichen Feuchtigkeitsschaden,

instandsetzungsbedurftiger Zustand, Ausstattung zeitgemaR
mittlerer Standard, Zustand: solide mit Mangeln;

Nebengebdude 1, 2, 10 - ehem. Trafostation, Massivschuppen

und primitive Uberdachung: keine Nutzungsflexibilitét, keinen

kaufménnisch sinnvollen Verwendungszweck, Vorschlag: Abriss;

Nebengebaude 3 - alte Doppelgarage, Baujahr 1950, wirtschaft-

liche Gesamtnutzungsdauer abgelaufen, kein zeitgemaRer Zu-

stand, Vorschlag: Abriss

Flurstiick 396:

Nebengeb&ude 4, 5, 6 - ehem. Lkw-Garage, Baujahr ca. 1950,

wirtschaftliche Gesamtnutzungsdauer abgelaufen;

Nebengebiude 7 - primitive Uberdachung, kein kaufménnisch

sinnvoller Verwendungszweck erkennbar;

Nebengebéude 8 - alte Baracke, Baujahr ca. 1960, wirtschaftli-

che Gesamtnutzungsdauer abgelaufen, kein kaufménnisch bzw.

marktgerechter sinnvoller Verwendungszweck erkennbar, seit

Jahren leer stehend;

Nebengebéude 9 - remisenahnlich. Backsteinbau, Baujahr ca.

1910/20, wirtschaftliche Gesamtnutzungsdauer abgelaufen,

kein kaufmdnnisch bzw. marktgerechter sinnvoller Verwen-

dungszweck erkennbar, seit Jahren leer stehend;

Nebengeb&ude 11 - Einzelgarage, Baujahr ca. 1970;

hinsichtl. Nebengebauden 4, 5, 6, 7, 8, 9, 11: behindert bessere

bauliche Auslastung des Grundstiickes, Vorschlag: Abriss

Flurstiick 397:

unbebautes Grundsttick

Flurstiick 398:

Hauptgeb&ude 4 - ehem. Sommer-Villa, Baujahr ca. 1890, nach

Umnutzung MFH (5 WE) mit erhebl. Feuchtigkeitsschaden, in-

standsetzungsbedurftiger Zustand, Ausstattung zeitgemal mitt-

lerer Standard, Zustand: noch befriedigend;

Nebengebdude 12 - Massivschuppen, Baujahr ca. 1890, Nut-
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zung nur zum Abstellen, ohne Mietansatz-Abstellflachen fir
Mieter;

alle Grundstucke liegen It. Auskunft des Bauamtes im unbe-
planten Innenbereich (8 34 BauGB) in einem Gebiet von Wohn-
flachen und sind baurechtlich nach § 34 abgeleitet aus der Um-
gebungshebauung zu beurteilen, die Grundstiicke liegen in
einem Gebiet mit einer Erhaltungssatzung

Lage: 16259 Bad Freienwalde, August-Heese-StralRe 2/Berliner
StraRe 29 - 31

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
19.01.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméaR § 74 a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

Flurstick 395 590.000,00 EUR
Flurstlick 396 42.000,00 EUR
Flurstlick 397 42.000,00 EUR
Flurstlick 398 160.000,00 EUR.

Im Termin am 22.04.2010 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hélfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ: 3K 918/06

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Bekanntmachung tber die
Ungultigkeitserklarung von Dienstausweisen

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

Der durch Verlust abhanden gekommene Dienstausweis von
Hoffmann, Wolfgang, Dienstausweis-Nr. 120687, ausgestellt
am 26.10.1992, Giiltigkeitsvermerk bis zum 01.12.2007, wird
hiermit fir ungultig erklart.

Der durch Verlust abhanden gekommene Dienstausweis von
Haase, Mathias, Dienstausweis-Nr. 153315, ausgestellt am
09.11.2006, Giiltigkeitsvermerk bis zum 31.10.2010, wird hier-
mit fur ungltig erklart.

Der durch Verlust abhanden gekommene Dienstausweis von
Koskowski, Ingo, Dienstausweis-Nr. 120832, ausgestellt am
26.10.1992, Gultigkeitsvermerk bis zum 01.12.2010, wird hier-
mit fur ungltig erklart.

Der durch Verlust abhanden gekommene Dienstausweis von
Weller, Hans-Joachim, Dienstausweis-Nr. 120711, ausgestellt
am 26.10.1992, Giiltigkeitsvermerk bis zum 01.12.2010, wird
hiermit fur ungltig erklart.

Ministerium der Finanzen

Der abhanden gekommene Dienstausweis von Herrn Jens
Muller, Dienstausweis-Nr.: 105183, ausgestellt am 15.03.1993,
wird hiermit fur ungltig erklart.

Herausgeber: Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Anschrift: 14473 Potsdam, Heinrich-Mann-Allee 107, Telefon: 0331 866-0.
Der Bezugspreis betragt jahrlich 56,24 EUR (zzgl. Versandkosten + Portokosten). Die Einzelpreise enthalten keine Mehrwertsteuer. Die Einweisung kann jederzeit erfolgen.
Die Berechnung erfolgt im Namen und fir Rechnung des Ministeriums der Justiz des Landes Brandenburg.
Die Kiindigung ist nur zum Ende eines Bezugsjahres zuldssig; sie muss bis spatestens 3 Monate vor Ablauf des Bezugsjahres dem Verlag zugegangen sein.
Die Lieferung dieses Blattes erfolgt durch die Post. Reklamationen bei Nichtzustellung, Neu- bzw. Abbestellungen, Anderungswiinsche und sonstige Anforderungen sind
an die Brandenburgische Universitatsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH zu richten.
Herstellung, Verlag und Vertrieb: Brandenburgische Universitatsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH, Golm, Karl-Liebknecht-StraRe 24 - 25, Haus 2,
14476 Potsdam, Telefon 0331 5689-0

Das Amtsblatt fiir Brandenburg ist im Internet abrufbar unter www.landesrecht.brandenburg.de (Verdffentlichungsblatter [ab 2000]),
seit 1. Januar 2007 auch mit sémtlichen Bekanntmachungen (auRer Insolvenzsachen) und Ausschreibungen.


http:www.landesrecht.brandenburg.de

	Inhalt
	BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN
	BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE
	Zwangsversteigerungssachen
	SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

